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Zusammenfassung: Rituale der Konfrontation und Empörung sind an der Tagesordnung, wenn moralische Konflikte in
öffentlichen Arenen ausgetragen werden. In diskursiven Verfahren finden sie jedoch kaum einen Niederschlag. Die Ana-
lyse der Kommunikationsprozesse in einer partizipativen Technikfolgenabschätzung zu gentechnisch veränderten Pflan-
zen zeigt die Mechanismen, die im Diskurs die Dramatik des Moralisierens unterbinden: (1) Die sozialen Kontrollen des
Diskurses erzwingen einen sachlichen Kommunikationsstil, der die Verletzung des Gegners durch moralische Diskredi-
tierung ausschließt. (2) Die Rigorismen der geltenden Moral laufen ins Leere, weil die Konfliktparteien sich demonstra-
tiv Konsens bescheinigen. Was dann noch umstritten bleibt, sind häufig Wertungen, die nicht kategorische moralische
Ansprüche betreffen, sondern wählbare politische Ziele. (3) Soweit es tatsächlich zum Zusammenprall inkompatibler
moralischer Ansprüche kommt, weicht der Diskurs auf Prozeduralisierung aus. Man wechselt von Fragen der Moral zu
Fragen des Umgangs mit Differenzen der Moral. Diskurse tendieren dazu, einen Pluralismus von Moral zu legitimieren
und Toleranz für die jeweils Andersdenkenden zu fordern. Eben deshalb ist nicht zu erwarten, dass man moralische
Konflikte, die fundamentalistische Schärfe erreichen, wirksam in diskursive Verfahren einbinden kann.
1. Moralische Konfrontationen
und diskursive Verfahren
Moral ist eine scharfe Waffe, und Moralisten sind
gefährliche Gegner. In politischen Konflikten
wächst der Grad der Polarisierung, wenn zwischen
den Streitenden der Pegel des Moralisierens steigt.
Sind ‚Diskurse‘ das geeignete Gegenmittel? Machen
sie Ressourcen der Verständigung verfügbar, um die
Unversöhnlichkeit moralischer Konfrontationen zu
überbrücken oder zu unterlaufen? Der folgende
Beitrag untersucht diese Fragen am Beispiel eines
diskursiven Verfahrens zur Technikfolgenabschät-
zung von gentechnisch veränderten Pflanzen in der
Landwirtschaft. Konstitutiv für die Problemlage
und Ausgangspunkt der Überlegungen ist die be-
sondere Schärfe moralisch artikulierter Proteste ge-
gen die Einführung solcher Pflanzen.
1.1 Moralischer Rigorismus
Wer auf Moral pocht, signalisiert Unerbittlichkeit,
denn im Kern ist Moral unbedingte Verpflichtung.
Was wirklich moralisch geboten ist, steht nicht zur
Disposition. Auch in liberalen Demokratien bleibt
das „Sittengesetz“ eine Schranke legitimer Selbst-
bestimmung (Art. 2 Grundgesetz). Niemand kann
sich dem entziehen, was nach dem „Anstandsgefühl
aller billig und gerecht Denkenden“ geboten ist – so
die seit 100 Jahren übliche (zirkuläre) Definition
von Sittenwidrigkeit in der deutschen Rechtspre-
chung, die dabei auf die in der Gemeinschaft aner-
kannten moralischen Anschauungen abstellt (vgl.
Haberstumpf 1976).
Die Rigorismen der Moral werden in der Philoso-
phie der Moral durch Differenzierung herabgestuft.
Moralische Intuitionen mobilisieren Pflichtenkon-
zepte, denen unterschiedliche Geltungskraft zu-
kommt (Rawls 1979; Gert 1998): Am striktesten
gelten die negativen Pflichten, anderen nicht zu
schaden. Dass man durch eigenes Handeln die
Rechte anderer nicht verletzen darf, gilt unbedingt.
Ausnahmen, wie etwa das Recht der Notwehr, be-
stätigen die Regel. Hingegen gelten die positiven
Pflichten, das Gute zu tun, weit weniger strikt. Hier
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hängt, was man tun soll, auch davon ab, was man
tun kann, ferner davon, ob man zuständig dafür ist,
ein Gut zu befördern bzw. einen Schaden abzuwen-
den. Darüber hinaus sind positive Pflichten, anders
als negative Pflichten, unvermeidlich selektiv. Man
mag im Prinzip jederzeit alle Regeln des Rechts-
güterschutzes beachten können, aber man kann un-
möglich jederzeit alle moralischen Ideale verwirk-
lichen. Bei Geboten der Gerechtigkeit schließlich
stehen unterschiedliche Prinzipien der Verteilung
im moralischen Raum (zu gleichen Teilen, nach
Leistung, nach Bedürfnis etc.), ohne dass es eine
klare Rangordnung gibt. Was als gerecht gilt, ist da-
her häufig das Resultat der Abwägung und des
Kompromisses zwischen konkurrierenden Prinzi-
pien.
Nichts garantiert jedoch, dass die Differenzierun-
gen der Philosophen in die moralischen Urteile han-
delnder Akteure einfließen und dort den Gestus des
Unerbittlichen abmildern. Für die Akteure kann im
Vordergrund stehen, dass auch bedingte Pflichten
schließlich unabweisbar sind, sofern die Bedingun-
gen erfüllt sind. Sie können Ideale des guten Lebens
mit demselben Brustton der Überzeugung verfech-
ten wie die elementaren Menschenrechte. Und sie
können mit Empörung auf dem bestehen, was sie
als fair oder gerecht erachten, ohne sich im Kon-
fliktfall auch nur irgendetwas davon abhandeln zu
lassen. In der Tiefe der Moral lauert immer Rigoris-
mus, und er kann jederzeit hervorbrechen. Diesen
Tatbestand sollte man hervorkehren, um deutlich
zu machen, welche Geister man ruft, wenn man po-
litische Konflikte auf moralische Fragen zuspitzt,
und welche Herausforderung moralische Kom-
munikation für das liberale Ideal einer Verständi-
gung durch Dialog darstellt.
Wo Akteure Moral einklagen, muss damit gerech-
net werden, dass es ihnen gewissermaßen ums Gan-
ze geht. Moral ist nahe an Identität. Sie ist Wertbin-
dung, die nicht freiem Entschluss entspringt,
sondern dem „Ergriffensein“ von etwas, das stärker
ist als man selbst (dazu Joas 1999: 224,286).1 Mo-
ralisch begründete Politik präsentiert sich daher als
alternativlos. Man bescheinigt seinen Ansprüchen
Unabweisbarkeit und spricht sich selbst demonstra-
tiv Flexibilität ab, indem man zu erkennen gibt,
dass man sich moralisch gebunden fühlt. Wem es
Ernst mit der Moral ist, der signalisiert, dass er sich
weder überstimmen, noch durch Druck oder Ver-
sprechen Konzessionen abhandeln lassen wird. Am
Ende droht stets der Verweis auf den Zwang des
Gewissens: „Hier stehe ich, ich kann nicht an-
ders!“. Der Schritt von der Moral zur Militanz
kann klein sein. Die Rhetorik des Widerstands-
rechts ist nicht selten die andere Seite der Medaille
der Moralisierung. Ernst Bloch spricht suggestiv
vom „Gewaltrecht des Guten“ (1922: 212).
1.2 Moralisierung im Gentechnikkonflikt
Auch im Konflikt über die Gentechnik wird ausgie-
big mit den Waffen der Moral gekämpft – mit der
Folge, dass Unversöhnlichkeit und Polarisierung es-
kalieren. Das illustrieren die folgenden Beispiele
aus dem Erörterungstermin eines Verwaltungsver-
fahrens, in dem über die Genehmigung der Freiset-
zung von gentechnisch veränderten (= transgenen)
Kartoffeln verhandelt wurde.2 Die Einwender über-
zogen den Antragsteller mit massiven moralischen
Vorwürfen, mit doppelter Stoßrichtung: Verantwor-
tungslosigkeit und Tabuverletzung.
„Die Menschheit geht doch zugrunde an den Schä-
den, die sie dadurch verursacht, dass sie die Natur
verändert . . . Und Sie machen sich jetzt schuldig, in-
dem Sie da eingreifen und hier Natur verändern,
und damit provozieren Sie solche Schäden, die frü-
her oder später kommen.“ (N11 A-2239)
Also: Wer transgene Pflanzen anbauen will, setzt
das Überleben der Menschheit aufs Spiel. Dieser
Vorwurf entspricht einer konsequentialistischen
und anthropozentrischen Ethik. Er stellt auf die Ri-
siken gentechnischer Eingriffe für den Menschen
ab. Daneben gibt es grundsätzlichere Einwände, die
einer substantialistischen und biozentrischen Ethik
entsprechen und gentechnische Eingriffe ganz unab-
hängig von den Folgen als eine schlechthin uner-
laubte Manipulation der Natur (Tabuverletzung)
verwerfen – als Missachtung eines dem natürlichen
Leben geschuldeten moralischen Respekts:
„Es geht ja um den Punkt, inwieweit Pflanzen auch
Lebewesen sind. […] und inwieweit sie durch
Züchtung und Gentechnik in ihrer bisherigen Ein-
bindung in die Natur, in ihrer bisherigen Art als
Lebewesen – bei Tieren spricht man ja auch von
artgerechter Tierhaltung, so was gibt es in der Pflan-
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berufen, ohne ergriffen zu sein. Man kann aber nur erwar-
ten, damit Erfolg zu haben, wenn die Adressaten davon
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den kann wie das sprichwörtliche Hemd, sondern etwas
für die Betroffenen „unendlich Wertvolles“ (Taylor 1994:
143) ins Spiel bringt.
2 1993 in Northeim; eine systematische Analyse der Kom-
munikationsstruktur gentechnischer Erörterungstermine
bei Bora 1999.
zenhaltung noch nicht als ethischen Begriff, aber
man könnte ja darüber auch nachdenken, inwie-
weit hier so was stattfindet, dass Pflanzen als Lebe-
wesen degradiert werden und zum bloßen Gegen-
stand wie Aluminium, Sand und Plastik werden.“
(N12-2239)
In dieser Äußerung wird moralischer Respekt vor
dem Leben noch eher vorsichtig eingeklagt. Deutli-
cher ist da der ebenfalls oft erhobene Vorwurf, die
Gentechnik sei ein Akt der Hybris, mit dem der
Mensch sich anmaße, Gott zu spielen – eine Meta-
pher, die weit über den Kreis derjenigen hinaus, die
sich religiös gebunden fühlen, Resonanz gefunden
hat.
Die Emphase moralischer Kommunikation ist leicht
steigerbar. Auch im Gentechnikkonflikt begnügen
sich Akteure, die Moral geltend machen, in aller
Regel nicht damit, auf Probleme und Bedenken wie
objektive Beobachter bloß hinzuweisen. Sie gehen
zu Schuldvorwürfen über, die dem anderen persön-
liche Integrität absprechen und ihm gewissermaßen
die Anerkennung als Mensch verweigern. So hielt
eine Einwenderin im Erörterungstermin dem Betrei-
ber, der die Freisetzung beantragt hatte, vor:
„Ich hatte eigentlich gedacht, dass Sie das Gebot
der Verantwortung des Menschen gegenüber sich
selbst und der Umwelt eben auch so sehen.“
(N22-5233)
Diese Äußerung trifft. Und sie soll treffen! Sie sig-
nalisiert Achtungsentzug – für Luhmann (1978: 51)
eine zentrale Sanktion für Moralverstöße. Entspre-
chend heftig war die Reaktion:
„Ich möchte noch mal darauf hinweisen, dass ich es
nicht sinnvoll finde, Menschen zu beschimpfen. Ich
habe diese Verantwortung, ich nehme sie wahr, und
ich lasse mich nicht beschimpfen.“ (N22-5237)
Auch im Gentechnikkonflikt sehen diejenigen, die
ihre Kritik moralisch begründen, das höhere Recht
auf ihrer Seite. Dementsprechend wurde im Erörte-
rungstermin vom Verhandlungsleiter verlangt, dass
er sich über das bestehende Gesetz hinwegsetzen
und stattdessen sein Gewissen sprechen lassen und
das „wirkliche“ Recht anwenden solle:
„Sie können nicht sagen, Sie stehen nur als Diskus-
sionsleiter hier. Es geht ja auch um eine Sache des
Gewissens. Sie haben eine Verantwortung. Die ha-
ben Sie nicht nur im Rahmen Ihres Amtes zu tra-
gen, sondern Sie haben eine Verantwortung als
Mensch.“ (N21-3077)
„Es ist die Frage, welchem Gesetz Sie sich verbun-
den fühlen, ob Sie die natürlichen Gesetze, die im
natürlichen Kreislauf vorhanden sind, einfach da
sind, mit akzeptieren, . . . oder das Gesetz, was
durchbrochen werden kann und so umgeändert
werden kann, dass es nicht mehr dem entspricht,
dem die wirklichen Menschenrechtsgesetze gelten.“
(N11 B-2012)
Der Rückgriff auf ein Widerstandsrecht bleibt vor-
behalten. Dies brachte ein Einwender am Ende ei-
ner längeren vorbereiteten Rede folgendermaßen
auf den Punkt:
„Wirkliche Mitschuld an diesem Prozess tragen wir,
ich denke, . . . wenn wir darauf verzichten, uns ge-
gen all dies nicht sehr deutlich zu empören. Ich hof-
fe in diesem Zusammenhang, dass daraus niemals
eine Verletzung geltenden Rechts erwachsen muss,
als einer ohnmächtigen Handlung, an die Grund-
rechte humanen Unterwegsseins erinnern zu müs-
sen. Und selbst wenn dieser Fall der Verletzung ein-
tritt, ist meines Erachtens klar, wer Täter und wer
Opfer ist.“ (N21-8087)3
Offenkundig ist die Kommunikation im Erörte-
rungstermin wenig geeignet, die Auseinanderset-
zung über moralische Fragen vor der Eskalation
von Konfrontation zu bewahren. Eher erzeugt sie
Polarisierung und eine demonstrative Verhärtung
der Fronten. Ähnliches lässt sich in anderen Arenen
beobachten: in Kontroversen, die in den Massen-
medien ablaufen, in Wahlkämpfen, in talk shows,
sogar in Parlamentsdebatten. Die Frage ist, ob (und
gegebenenfalls warum) diskursive Verfahren in die-
ser Hinsicht besser abschneiden. Unser Testfall ist
eine partizipative Technikfolgenabschätzung, die
vor einigen Jahren am Wissenschaftszentrum Berlin
(WZB) zu herbizidresistenten transgenen Pflanzen
durchgeführt worden ist. In diesem Verfahren wur-
den die moralischen Fragen, die den Erörterungster-
min haben entgleisen lassen, unter Diskursbedin-
gungen verhandelt.4
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3 Dass solche Widerstandsrhetorik keine leere Drohung
ist, zeigt die Geschichte der Zerstörung von gentech-
nischen Versuchsfeldern. In Deutschland wurden 1996 in
mindestens zwölf Fällen Versuchsfelder zerstört, vgl. Gen-
ethischer Informationsdienst (GID) 118 (April 1997): 10.
Genehmigt waren etwa 70 Freisetzungen an 38 Stand-
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4 In dem Verfahren wurden etwa 60 Personen (Befürwor-
ter und Gegner der Technik aus der Industrie und diversen
Umweltverbänden, Repräsentanten der zuständigen Regu-
lierungsbehörden und Wissenschaftler aller einschlägigen
Disziplinen) an einem „Runden Tisch“ zusammen-
gebracht, an dem sie in einer Serie von Konferenzen ins-
gesamt fast zehn volle Tage miteinander diskutierten. Zur
Organisation und zum Ablauf des Diskurses, vgl. van den
Daele et al. 1996, Bora/van den Daele 1997.
1.3 Diskursives Verfahren
Von „Diskurs“ soll im Folgenden nur im Zusam-
menhang mit Argumentation die Rede sein. „Dis-
kursiv“ ist eine Kommunikation, wenn in ihr The-
men, Positionen, Interessen unter Rekurs auf
Gründe zur Sprache gebracht werden.5 Auch diese
Einengung schützt allerdings nicht vor einer infla-
tionären Verwendung des Diskursbegriffs. Die
Kommunikation von Gründen findet sich in allen
Debatten und in jedem Streit. Folgerichtig gibt es in
der Gesellschaft so viele Diskurse, wie es Themen
gibt, die auf die Agenda kommen: Abtreibungsdis-
kurs, Risikodiskurs, Gentechnikdiskurs etc. Defini-
tionsgemäß sind dann zugleich alle sozialen Kon-
texte oder „Arenen“, in denen erwartbar strittig
kommuniziert wird, institutionelle Orte des Diskur-
ses, und es macht Sinn, vom Diskurs der politischen
Parteien, vom massenmedialen Diskurs, vom Dis-
kurs der Tarifvertragspartner, vom Diskurs der Ehe-
gatten zu sprechen.
Schärfere theoretische Konturen bekommt der Dis-
kursbegriff, wenn man näher ausbuchstabiert, was
vorausgesetzt (und anerkannt) wird, wenn man ar-
gumentiert, nämlich: dass Gründe nicht nur ge-
nannt, sondern zur Prüfung durch andere freigege-
ben werden, dass Einwände zur Kenntnis
genommen und verarbeitet werden, dass die Vertei-
lung von Macht und Ressourcen nicht determiniert,
wer mit welchem Argument gehört wird und durch-
kommt. Sich Argumente an den Kopf zu werfen, ist
eben noch nicht Diskurs – es ist bestenfalls der An-
fang. Auch wo Begründungen kommuniziert wer-
den, wird oft nur die Form gewahrt, also gewisser-
maßen das Framing des Argumentierens bedient,
nicht aber wirklich argumentiert. Wenn man davon
ausgeht, dass es Grade der Diskursivität gibt, wird
man dem massenmedialen Diskurs, aber auch dem
Diskurs der politischen Parteien in aller Regel er-
hebliche diskursive Defizite bescheinigen müssen.6
Offenbar bedarf es besonderer Vorkehrungen, um
Argumentation als kommunikativen Prozess herzu-
stellen und in Gang zu halten. Solche Vorkehrungen
treffen diskursive Verfahren.
Diskursive Verfahren sind organisierte Diskurse. In
ihnen operieren die Beteiligten nach Regeln, die
explizit machen, was im argumentativen Framing
kontroverser Kommunikation implizit in Anspruch
genommen – und zugestanden ist. Eigentlich wird
von den Konfliktparteien nur verlangt, dass sie
Ernst machen mit dem, was sie sagen. Die einschlä-
gigen Regeln sind bei den unterschiedlichen Mo-
dellen für diskursive Verfahren (Planungszellen,
„Runden Tischen“, Konsensuskonferenzen, „ko-
operativen Diskursen“ etc.) weitgehend identisch.7
Für das TA-Verfahren waren die wesentlichen
Punkte:
– Freiwillige Teilnahme und Prozesskontrolle (The-
men, Ablauf und Steuerung des Verfahrens)
durch die Beteiligten selbst
– Soziale und sachliche Repräsentativität der Zu-
sammensetzung durch Einbeziehung der relevan-
ten Konfliktparteien und Experten
– Symmetrische Rechte aller Beteiligten und (be-
grenzte) Korrektur der Ungleichverteilung wich-
tiger Ressourcen (Geld, Information)
– Kommunikation unter Anwesenden: Die Adres-
saten der Sprecher sind „im Raum“; die Beteilig-
ten operieren unter Beobachtung der anderen
Teilnehmer, die in Bezug auf den Streitgegenstand
„Gegner“ oder auch neutral sein können
– Handlungsentlastung: Raum und Zeit im Verfah-
ren, um den Voraussetzungen und Implikationen
von Argumenten nachzugehen, also Fragen zu
stellen, Einwände zu formulieren, Einwände zu
beantworten etc.
– formalisierte Gesprächsführung: Moderation
durch wechselnde Vertreter der verschiedenen
Gruppen, Tagesordnung, Wortmeldungen.8
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5 Dieses Diskurskonzept stellt mit Apel und Habermas
(vgl. Apel 1976) auf formale Merkmale und Strukturen
der Sprache ab. Ganz anders wird der Terminus „Diskurs“
verwendet, wenn damit im Anschluss an Foucault die re-
gulative Macht der in der Gesellschaft etablierten Denk-
formen und Deutungsmuster bezeichnet wird. Dieses Dis-
kurskonzept bleibt im Folgenden außer Betracht.
6 Eine solche Einschätzung setzt voraus, dass argumentati-
ves Framing in allen Diskursen normativ erwartet wird
und folgenreich ist. Man kann auch auf der Leserbriefseite
einer Zeitung oder in einer Talkshow oder im Wahlkampf
darauf pochen, dass Gründe genannt und Einwände zur
Kenntnis genommen werden, ohne befürchten zu müssen,
mit dem Hinweis abgespeist zu werden, dass so etwas
doch in einem massenmedialen oder parteipolitischen Dis-
kurs unsinnig oder deplaziert sei.
7 Vgl. Dienel 1997, Durant/Joss 1995, Renn et al. 1998:
57 ff.; allgemein: Alexy 1978.
8 Auch unter Verfahrensbedingungen zielt das hier ver-
wendete Diskurskonzept auf die empirische Wirklichkeit,
nicht auf die rationale Geltung von Argumentation. Als
Argumentation zählt die Auseinandersetzung mit Grün-
den, nicht nur die faire und konsistente Auseinanderset-
zung mit wahren und richtigen Gründen. Man verbaut
sich den Weg zur Untersuchung von Diskursleistungen,
wenn man Rationalität schon in das Konzept des Diskur-
ses einbaut. Dann folgen alle Befunde analytisch: ein Dis-
Von diskursiven Verfahren („Runden Tischen“ etc.)
werden politisch nicht nur Partizipationsgewinne
erwartet, sondern auch Integrationsgewinne, also
Beiträge zur Konfliktlösung (vgl. van den Daele/
Neidhardt 1996). Rechtfertigt die Kommunikation
im Verfahren der Technikfolgenabschätzung (TA)
solche Erwartungen?
2. Diskursleistungen im TA-Verfahren
Im Diskurs des TA-Verfahrens haben die Radikali-
tät und Militanz moralischer Einsprüche gegen die
Gentechnik, die in der Öffentlichkeit und im Erör-
terungstermin zu Tage treten, so gut wie keine Spu-
ren hinterlassen. Warum nicht? Offenbar ‚entfun-
damentalisiert‘ der Diskurs den moralischen
Konflikt. Im Folgenden soll gezeigt werden, dass
diese Entfundamentalisierung nicht etwa auf kon-
tingente Randbedingungen des WZB-Verfahrens
(Rekrutierung der Beteiligten, Formen der Modera-
tion etc.) zurückzuführen ist, sondern eine von dis-
kursiven Verfahren ihrer Struktur nach zu erwar-
tende Leistung ist. Für diese Leistung gibt es im
Wesentlichen drei Gründe:
(1) Strategien der Moralisierung, die darauf abzie-
len, politische Gegner als Person zu diskreditieren,
werden durch die Interaktionsregeln diskursiver
Verfahren ausgefiltert (diskursiver Takt).
(2) Die Rigorismen der Moral bleiben latent, soweit
sie die Verantwortung für Risiken einfordern. In
diesem Bereich besteht über basale normative Re-
geln weitgehend gesellschaftlicher Konsens, und
dieser Konsens wird im Diskurs reproduziert. Was
von allen mit Selbstverständlichkeit akzeptiert
wird, wird nicht als Fundamentalismus wahr-
genommen.
(3) Überschießende moralische Ansprüche, die
nicht durch gesellschaftlichen Konsens gedeckt
sind, geraten in den Sog pluralistischer Relativie-
rung. An die Stelle moralischer Kommunikation
tritt dann politische Kommunikation über Moral.
2.1 Diskursiver Takt
Diskurse unter Anwesenden eignen sich nicht als
Plattform für moralische Anklagen. Sie sind Inter-
aktionssysteme von relativer Dauer, in denen die
Konfliktparteien insofern gemeinsame Sache ma-
chen, als sie sich auf Argumentationen zum Gegen-
stand ihres Streits einlassen. Die Regeln des Diskur-
ses schließen ein, dass die Beteiligten sich
wechselseitig als gleichberechtigte und gleichwerti-
ge Gesprächspartner definieren müssen. Und sie
schließen aus, dass man den anderen mit Vorwürfen
überzieht, die ihm als Person die moralische Integri-
tät absprechen. Wenn man sich in öffentlichen Are-
nen artikuliert und zu einem diffusen Publikum
spricht, kann man Gegner, selbst wenn sie anwe-
send sind, als „Täter“ an den Pranger stellen. Im
diskursiven Verfahren, im Kontakt von Angesicht
zu Angesicht, wird sozial erwartet, dass man darauf
verzichtet, sich wechselseitig moralisch zu erledi-
gen. Wer an der Fortsetzung der Interaktion interes-
siert ist, muss daher von Moral vorsichtig und takt-
voll Gebrauch machen.9 An der Grenze des
Vertretbaren lag in dieser Hinsicht der Vergleich
von Pflanzenschutzmitteln mit chemischen Kampf-
stoffen, den ein Vertreter der Umweltgruppen in
seinem Eingangsvortrag zu Beginn des TA-Verfah-
rens zog:
Gegenexperte1: „Der Irak hat eine Kampfstoffpro-
duktion von 1.200 t jährlich, und wir bei uns in der
Landwirtschaft in der Bundesrepublik bringen al-
lein 36.000 t Pestizide aus, und manche dieser
Wirkstoffe sind ja wenigstens genauso giftig wie die
Kampfstoffe, die dort vom Irak produziert wer-
den.“ (K1-1961)10
Der Subtext dieser Äußerung ist verletzend: Wer
Pestizide für die Landwirtschaft herstellt, steht auf
einer Stufe mit Giftgasproduzenten. Derart aggres-
sive Polemik blieb jedoch eine seltene Ausnahme.
In der Eingangskonferenz wurde sie umgehend,
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kurs liegt eben gar nicht vor, wenn die Diskursleistungen
fehlen. Vgl. auch Groeben, Schreier, Christmann 1993:
361 ff.
9 Luhmann 1978: 55: „Eine offene Moralisierung, die im
gleichen Zuge auch die Bedingungen der Selbstachtung
festlegt und den Sprecher engagiert, ist immer auch ein
(mehr oder weniger gewagtes) Konfliktangebot. Zum Um-
gang mit Moral ist deshalb eine Metamoral erforderlich:
Takt.“ Das trifft zumindest für die „Gelegenheitsvergesell-
schaftung“ (Döbert 1996: 33) eines Verfahrens zu, bei
dem exit-Optionen bestehen. Hingegen dürfte es bei den
„Szenen einer Ehe“, in die man auf Gedeih und Verderb
verstrickt ist, weniger Anreize zu diskursivem Takt geben.
10 Alle folgenden Nachweise sind, soweit nichts anderes
angegeben ist, den Transkripten der Verhandlungen des
TA-Verfahrens entnommen. Sprecher und Sprecherinnen
der Umweltgruppen werden als ‚Gegenexperten‘ verkodet,
die Übrigen jeweils nach institutioneller Zugehörigkeit
und Fachdisziplin gekennzeichnet. Die sprachlich relativ
geschliffenen Formen der Äußerungen dürften der forma-
lisierten Gesprächsführung zuzuschreiben sein; die Spre-
cher hatten Zeit, sich auf ihre Wortmeldungen vorzuberei-
ten.
wenn auch fast beiläufig, als sachlich unbegründet
zurückgewiesen:
Pflanzenphysiologe1 [Wissenschaft]: „Ich würde es
auch nicht für verantwortbar halten, dass man die
Pestizide in einem Atemzug mit Kampfstoffen
nennt. Das verdienen die Pestizide nicht, besonders
nicht die modernen.“ (K1-2433)
Im weiteren Verlauf des Diskurses waren dann die
schädlichen Wirkungen chemischer Pflanzenschutz-
mittel ein strittiges Dauerthema, ohne dass die Kri-
tiker jemals auf den Vergleich mit den Kampfstof-
fen zurückkamen.11
Dass im Diskurs Person und Sache zu trennen sind,
war eine von allen Beteiligten akzeptierte Regel, die
mit zunehmender Dichte und Dauer des Kontakts
immer selbstverständlicher beachtet wurde.12
Schon auf der ersten Konferenz betonte ein Gen-
technikgegner in einer kurzen Diskussion über die
Frage, welchen Einfluss das Forschungsministerium
auf das TA-Verfahren nimmt:
Gegenexperte2: „Ich denke, den Akteuren kann
man sicherlich Glaubwürdigkeit unterstellen, also
den Personen . . . ich spreche da vor allen Dingen
strukturelle Sachen an, und will damit keiner Per-
son, die dort gearbeitet hat, . . . die Fairness abspre-
chen.“ (K1-2926)
Das Gebot der Schonung der Person gilt im Diskurs
im Übrigen bei kognitiven Kontroversen ebenso
wie bei normativen. Triumphgebärden kognitiver
Überlegenheit müssen unterbleiben. Im TA-Verfah-
ren waren Belehrungen an der Tagesordnung, aber
sie wurden taktvoll erteilt, gewissermaßen zum
Ausgleich des unvermeidlichen Informationsgefäl-
les, das nun einmal aus der gegebenen gesellschaftli-
chen Arbeitsteilung und wissenschaftlichen Spezia-
lisierung folgte. Niemand musste sich blamiert
fühlen. Als unpassend wurde es schon empfunden,
als ein Spezialist, der ad hoc zum TA-Verfahren hin-
zugezogen worden war, in eine längere Diskussion
mit der Bemerkung eingriff:
Gentechnologe1 [Wissenschaft]: „Vielleicht darf ich
einfach ein paar Tatsachen einstreuen.“ (K2/1-
3960)
Der arrogante Gestus dieser Bemerkung wurde
quer durch die Reihen mit irritiertem Gelächter
quittiert – womit er auf den Sprecher zurückfiel.
Hier hatte offenbar jemand noch nicht verstanden,
was im Diskurs erwartet wird.
Der Diskurs schließt die Auseinandersetzung über
moralische Fragen ein. Aber er schließt die Empha-
se des Moralisierens aus. Leidenschaft und Empö-
rung, die konstitutiv für Protestkommunikation
sind (Gerhards 1993), werden in der Diskurskom-
munikation ‚ausgebremst‘. Unter dem Gebot der
Sachlichkeit wird aus einer moralischen Anklage,
die man dem Gegner entgegenschleudert, ein mora-
lisches Thema, das man mit ihm gemeinsam erör-
tert. Die Trennung von Sache und Person nimmt
nicht nur den Gegner als Person in Schutz – und zu-
gleich aus dem Spiel. Sie erzeugt auch Distanz zur
eigenen Person. In der öffentlichen Arena des Er-
örterungstermins bekräftigten authentische Be-
kenntnisse der Betroffenheit, dass es um existentiel-
le Probleme geht und dass den pragmatischen
Entscheidungsroutinen der Zulassungsbehörden
der Absolutismus moralischer Überzeugung ent-
gegensteht. So reagierte beispielsweise eine Einwen-
derin auf eine von ihr zitierte Veröffentlichung des
Unternehmens, das den Freisetzungsantrag gestellt
hatte:
„. . . lesen wir leider auf Seite 139: ‚Die Natur ist
nicht Gott‘ – das hat mich derartig erschüttert, da
wir alle wissen, dass im Anfang war der Wille Got-
tes.“ (N12-2482)
Und ein anderer Einwender begann seinen Kom-
mentar zu einer zuvor abgelaufenen Diskussion
über Sicherheitsmaßnahmen bei Freisetzungen mit
den Worten:
„Mir ist nur grad wieder so richtig hochgekommen,
so diese Diskussion“ (N22-5179)
Solche Bekenntnisse traten im TA-Verfahren nicht
auf. Sie entsprachen wahrscheinlich auch nicht dem
Stil, den die Beteiligten, allesamt erfahrene wissen-
schaftliche bzw. politische professionals, üblicher-
weise pflegten. Aber sie wären vermutlich ohnehin
einfach ins Leere gelaufen. Denn im Diskurs schlie-
ßen die Beteiligten nicht an die besonderen Signale
der Authentizität einer Äußerung an, sondern an
die durch den Inhalt der Äußerung bezeichneten
Themen. Was als persönliches Bekenntnis beginnt,
wird als sachliches Problem (als Frage, Einwand,
Argument etc.) weiterbehandelt. Im Erörterungster-
min hatte ein Einwender nachdrücklich davor ge-
warnt, dem Gebot der Sachlichkeit Raum zu geben:
„Wer Person und Sache trennt, muss Gefühle wie
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11 Die Anfangspolemik konnte daher als ,Ausrutscher’
verbucht (und übergangen) werden – eine Bedingung, un-
ter der die Betroffenen davon absehen werden, dem Spre-
cher feindselige Absichten zuzuschreiben; vgl. Christ-
mann, Sladek, Groeben 1998: 111.
12 Renn et al. (1998: 60) zählen das „Verbot der Morali-
sierung von Positionen und Parteien“ zu den Grundregeln,
auf die sich die Beteiligten zu Beginn eines Diskurses eini-
gen müssen.
Betroffenheit, Mitleid oder auch Angst in sich zum
Schweigen bringen.“ (N21-8006)
Auf genau diese Trennung mit genau diesen Folgen
lässt man sich ein, wenn man sich auf ein diskur-
sives Verfahren einlässt.
2.2 Moralischer Konsens und gemeinsame Werte
Die Regeln und interaktiven Kontrollen diskursiver
Verfahren nehmen die persönlichen Schärfen aus
der moralischen Kommunikation. Die Konfronta-
tion in der Sache tangieren sie nicht. Moralische
Ansprüche gelten nicht deshalb weniger strikt, weil
sie (nur) als Themen behandelt werden. Auch in ei-
nem diskursiven Verfahren müssten daher in mora-
lischer Hinsicht unvereinbare Welten aufeinander
prallen können, zwischen denen es wegen des unbe-
dingten Verpflichtungscharakters der Moral nichts
zu vermitteln gibt. Tatsächlich aber bleibt dieser
Zusammenprall weitgehend aus. Denn dort, wo der
Verpflichtungscharakter fraglos ist, besteht über die
Moral Konsens. Das gilt für den Schutz von Gütern
(Werten) ebenso wie für die Anerkennung von
Rechten.
Ein zentraler moralischer Vorwurf, der die öffent-
liche Auseinandersetzung durchzieht, ist, dass die
Einführung der Gentechnik wegen der damit ver-
bundenen Risiken verantwortungslos sei. Über die
Berechtigung dieses Vorwurfs wird heftig gestritten.
Damit wird aber noch nicht über die Moral gestrit-
ten, an die der Vorwurf appelliert. Dass man Ver-
antwortung für die Folgen seines Handelns trägt,
und dass die Einführung neuer Technik nicht ele-
mentare Güter und Rechte des Einzelnen und der
Gemeinschaft schädigen darf, ist Konsens in der
Gesellschaft. Das Prinzip Verantwortung, das Hans
Jonas (1979) angemahnt hat, ist insoweit mora-
lischer common sense.13 Im TA-Verfahren stellten
sich alle Beteiligten explizit auf den Boden dieser
Moral. Gentechnisch veränderte Pflanzen sind zu
verbieten, wenn sie die Gesundheit von Menschen
oder die Stabilität von Ökosystemen gefährden –
das war unstrittig. Ebenso stimmten alle überein,
dass dieses Verbot nicht mit dem Hinweis auf bloße
ökonomische oder produktionstechnische Vorteile
relativiert werden dürfe. Der Streit der Konfliktpar-
teien betraf nicht die normativen Prinzipien – über
Selbstverständlichkeiten streitet man nicht. Er be-
traf die empirischen Voraussetzungen des mora-
lischen Urteils: Sind schädliche Folgen gentechnisch
veränderter Pflanzen tatsächlich zu erwarten?
Diese Wende zum Kognitiven ist für viele Risiko-
kontroversen typisch. Sie verringert nicht die Ge-
gensätze.14 Aber sie entlastet die Interaktion im
Diskurs von moralischer Konfrontation. Empiri-
sche Fragen werden ohne Rekurs auf Moral behan-
delt. Und so lange die Faktenlage unklar ist, also of-
fen bleibt, ob schädliche Folgen tatsächlich zu
erwarten sind, ist auch der moralische Vorwurf sis-
tiert. Zumindest kann man denjenigen, die unter
diesen Bedingungen für die vorläufige Zulassung ei-
ner Technik plädieren, schlecht vorhalten, dass sie
sehenden Auges elementare Gebote der von allen
geteilten Moral verletzen.
Allerdings steht außer Frage, dass elementare Ge-
bote der Moral (gelegentlich oder systematisch) ver-
letzt werden und dass dies Anlass für moralische
Verurteilung und Empörung ist. Im TA-Verfahren
hat dieses Problem durchaus eine Rolle gespielt.
Aber es hat die Konfliktparteien nicht moralisch ge-
geneinander aufgebracht, sondern ist als ein sachli-
ches (und quasi neutrales) gemeinsames Thema
erörtert worden. Das ging deshalb, weil man über
die Unmoral oder den Missbrauch anderer redete –
und von Anwesenden dabei absah. So blieb bei-
spielsweise die Kritik eines Gutachters, ein im TA-
Verfahren vertretenes Unternehmen habe in ein-
schlägigen Untersuchungen zu seinem Herbizid
„falsch publiziert“ (Toxikologe1 [Wissenschaft]
K2/2-3621), ohne nennenswerte Resonanz. Vonsei-
ten der Industrie (und anderen Beteiligten) wurde
der Vorwurf bewusster Fälschung zurückgewiesen,
aber Korrekturbedarf eingeräumt. Bei einem sol-
chen Zugeständnis hätten sich im Erörterungster-
min die Einwender wohl kaum die Gelegenheit ent-
gehen lassen, die Antragsteller als moralisch
unzuverlässig und skrupellos vorzuführen. Im dis-
kursiven Verfahren gingen die Kritiker – ganz im
Einklang mit dem diskursiven Takt – zum dahinter
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13 Und es ist im Recht auf Verfassungsebene festgeschrie-
ben – etwa als Schutzpflicht des Staates für Leben und Ge-
sundheit (Art. 2, Absatz 1 Grundgesetz); dazu Hermes
1987.
14 Um die Fakten wurde erbittert gestritten, weil die Par-
teien den Kampf für oder gegen die Technik auf dieser
Ebene für sich entscheiden wollten. Alle Seiten waren
überzeugt, hier die besseren Argumente zu haben. Der
drohende Verlust der Risikoargumente dürfte denn auch
der Hauptgrund dafür gewesen sein, dass die Umwelt-
gruppen das TA-Verfahren nach zwei Jahren kurz vor der
Abschlusskonferenz verlassen haben (van den Daele 1997;
Holzinger 1996). Die Gruppen selbst haben ihren Austritt
mit Verfahrensmängeln begründet und damit, dass die In-
dustrie trotz noch laufenden Verfahrens mit Vorbereitun-
gen zum Einsatz transgener Pflanzen begonnen hatte; vgl.
Gill 1993.
liegenden Problem über. Man diskutierte Moralver-
stöße abstrakt und rückte dabei Fragen ins Zen-
trum, die sich auf die Einhaltung der Moral bezo-
gen, aber selbst keine moralischen Fragen waren:
Wie wahrscheinlich ist abweichendes Verhalten?
Kann Missbrauch durch mehr Kontrollen verläss-
lich verhindert werden? Sind die Zulassungsprüfun-
gen für neue Technik ausreichend? Muss mit rele-
vanten Vollzugsdefiziten bei den bestehenden
Regulierungen gerechnet werden?
Auch bei diesen Fragen blieb es häufig bei kontro-
versen Einschätzungen. Diese Kontroversen waren
jedoch nicht geeignet, einen moralischen Keil zwi-
schen die Konfliktparteien zu treiben. Moralische
Emphase läuft eben ins Leere, wenn die Moral, auf
die man sich beruft, umstandslos zugestanden wird.
Man kann sich über die Tatsache empören, dass
klare moralische Regeln faktisch verletzt werden.
Aber auch dafür bekommt man im Diskurs bereit-
willig Zustimmung – ebenso dafür, dass es verläss-
licher Sanktionsmechanismen bedarf, um die Ein-
haltung der Moral zu gewährleisten.15 Es mag sein,
dass man dem Gegner von der Motiv- und Interes-
senlage her, die man ihm (etwa als Repräsentant ei-
nes Unternehmens) zuschreibt, moralisch in keiner
Weise über den Weg traut. Aber zum einen kann
man dies im Diskurs aus Takt nur schwer zum
Punkt machen. Zum anderen wäre der Punkt auch
sofort ohne Pointe, wenn der Gegner auf die recht-
lichen Rahmenbedingungen seines Handelns ver-
weist bzw. bereitwillig anbietet, diese gegebenen-
falls zu verschärfen, um die Gefahr rücksichtsloser
Interessenverfolgung (etwa bedenkenlosen Profit-
strebens) auszuschließen. Tatsächlich wurden gra-
vierende normative Einwände, etwa Hinweise auf
eklatante Missbräuche und drohende Schäden, im
TA-Verfahren routinemäßig durch die Forderung
nach geeigneter Regulierung beantwortet – womit
die Einwände zwar akzeptiert, aber zugleich auch
entschärft wurden.16
Der Konsens über basale Prinzipien der Verantwor-
tung und die entsprechenden Regulierungen hat im
TA-Verfahren dem Konflikt über die Risiken der
Gentechnik die moralische Spitze abgebrochen. Er
hat allerdings den Konflikt auch nicht auf bloße
empirische Kontroversen darüber reduziert, ob die
Tatsachen, die den Tatbestand einer Moralverlet-
zung erfüllen, vorliegen oder nicht. Strittig bis zum
Schluss blieb die Frage, welche Konsequenzen aus
dem Vorsorgeprinzip zu ziehen sind, wenn Unge-
wissheiten über die Folgen der Anwendung von
Gentechnik nicht auszuräumen sind und mit unbe-
kannten Risiken grundsätzlich gerechnet werden
muss. Hier hielten die einen ein präventives Verbot
der Technik für geboten. Die anderen plädierten für
eine kontrollierte vorläufige Zulassung – mit dem
Vorbehalt späterer Regulierung, falls sich unerwar-
tete Risiken tatsächlich einstellen sollten, und wie-
sen darauf hin, dass unbekannte Risiken schließlich
niemals und bei keiner Technik im Vorhinein sicher
auszuschließen seien. Gegen dieses Argument
wandten die Befürworter des präventiven Verbots
ein, dass es keinen akzeptablen Bedarf für die An-
wendung der Gentechnik gebe.17
Im Ergebnis hat der Verfahrensdiskurs auch in der
Risikodiskussion die unüberbrückbaren Wertungs-
differenzen zwischen den Parteien zwar nicht auf-
gelöst. Aber er hat sie verschoben. Strittig blieben
schließlich Probleme, bei denen dem Konflikt ir-
gendwie die moralische Eindeutigkeit abhanden ge-
kommen war. Ist es eine moralische oder eine politi-
sche Frage, ob man im Sinne der Vorsorge die nicht
ausschließbaren, unbekannten Risiken neuer Tech-
nik nur bei nachgewiesener Nützlichkeit in Kauf
nehmen darf? Stoßen hier noch unaufgebbare An-
sprüche mit striktem Verpflichtungscharakter auf-
einander oder vielleicht doch Zielvorstellungen für
den Umgang mit Innovation, zwischen denen man
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15 Unter Gleichgesinnten fehlt der Adressat für moralische
Entrüstung über die Schlechtigkeit der Welt, und es liegt
das Plädoyer nahe, etwas zu tun, statt nur zu klagen. Das
zeigt Christmann (1999) am Beispiel von moralischer
Kommunikation innerhalb von Ökogruppen.
16 Dabei war auch Konsens, dass negative externe Effekte,
die auf das selbstreferenzielle – und in diesem Sinne ge-
samtgesellschaftlich ‚rücksichtslose‘ – Operieren von Wis-
senschaft und Wirtschaft zurückzuführen sind, der Kor-
rektur durch politische Regulierung bedürfen. Auch die
Funktionsethik der ausdifferenzierten Sozialsysteme (dazu
Krohn 1999), die die Erfüllung normativer Erwartungen
zur Bedingung von Autonomie erhebt, war also zwischen
den Verfahrensbeteiligten unstrittig. Der ständige Verweis
auf (bestehende oder mögliche) Regulierung mag biswei-
len als Taktik empfunden worden sein, um die Kritik ins
Leere laufen zu lassen (vgl. van den Daele et al. 1996:
275). Aber Regulierung ist nun einmal eine mögliche Lö-
sung des Problems. Man kann dann noch einwenden, dass
die geforderte Regulierung unwahrscheinlich ist, weil sie
politisch nicht durchsetzbar erscheint. Aber man kann
nicht einwenden, dass Regulierung nichts nützt, da sie ja
vermutlich doch durchbrochen wird. Denn die Kon-
sequenz könnte dann nur eine andere, vermutlich schärfe-
re Regulierung sein, von der man aber ebenso vermuten
müsste, dass sie ja doch durchbrochen wird.
17 Der Wechsel in der Begründung war auf eine andere
Diskursleistung zurückzuführen: Man kann Vergleichen
und Konsistenzgeboten nicht ausweichen; dazu van den
Daele 1999.
legitimerweise wählen kann, und über die deshalb
auch mit Mehrheit so oder so entschieden werden
kann? Nun kann man gesellschaftlichen Akteuren
nicht ihre Überzeugungen vorschreiben (nach wel-
chen Kriterien sollte man das wohl können!). Die
verbleibenden Differenzen könnten durchaus mora-
lisch aufgeladen und zum Unterschied ums Ganze
hochgestuft werden. Aus Beobachtersicht spricht je-
doch wenig dafür, dass dies im Diskursverfahren
der Fall war. Wenn man wirklich überzeugt ist, dass
es angesichts der Möglichkeit unbekannter Risiken
absolut verantwortungslos wäre, transgene herbizid-
resistente Pflanzen freizusetzen, signalisiert man
nicht, dass die Freisetzung in Betracht gezogen wer-
den könnte, falls der gesellschaftliche Nutzen nach-
gewiesen wird.18
Im TA-Verfahren blieben im Streit über die Bewer-
tung der Risiken transgener Pflanzen am Ende Dis-
senszonen zurück, die nicht oder doch nicht eindeu-
tig moralisch normiert waren, und jedenfalls auch
von den Verfahrensbeteiligten nicht mehr um-
standslos im Schema von Moral und Gegenmoral
(Eisner 1998) kodiert wurden. Dass der Verfahrens-
diskurs die in der Gesellschaft unangefochtene,
strikte Geltung negativer moralischer Pflichten re-
produziert, kann nicht überraschen. Das tun auch
andere Diskurse – eben wegen der unangefochtenen
Geltung dieser Pflichten. Im Verfahren werden je-
doch darüber hinaus auch mögliche Verstöße gegen
diese Moral weitgehend außer Streit gestellt, weil
die Beteiligten sie als ein sachliches Problem thema-
tisieren und sich Konsens darüber bescheinigen,
dass sie die Verstöße moralisch verurteilen und
wirksame (notfalls zu verschärfende) Regulierun-
gen für notwendig halten, um moralische Mindest-
standards auch durchzusetzen. Was umstritten
bleibt, betrifft eher Wertungen, in denen der Kon-
flikt als „teilbar“ erscheint (Hirschmann 1994),
weil man komplizierte Abwägungen anstellen
muss, bei denen Prioritäten und Ressourcen eine
Rolle spielen und quantitative Lösungen (mehr
oder weniger Wertverwirklichung) jedenfalls im
Prinzip denkbar sind. Wenn solcher Streit in unver-
söhnlichen Gegensätzen endet, ist nicht mehr deut-
lich, ob sich darin die Konfrontation unvereinbarer
verpflichtender Werte spiegelt oder die Konkurrenz
wählbarer politischer Ziele.
Allgemein ausgedrückt wurde das moralische Kon-
fliktniveau im TA-Verfahren nach folgendem Mus-
ter niedrig gehalten: Moralische Ansprüche, die un-
verhandelbar sind und deshalb im Konfliktfall
unweigerlich Polarisierung auslösen, wurden durch
demonstrativen Konsens gewissermaßen a limine
aus dem diskursiven Verkehr gezogen. Umgekehrt
wurden die Fragen, die umstritten blieben, als ver-
handelbar und damit als legitimes Feld für Abwä-
gungen und Kompromisse definiert.19
Dem diskursivem Sog von Differenzierung und Ab-
wägung entzieht man sich, wenn man sich auch
dort, wo der moralische common sense Spielräume
offen lässt, auf moralischen Zwang beruft. Was in
der Gesellschaft moralisiert werden kann, ist eine
empirische, keine moralische Frage. Zweifellos ist
es auch möglich, die Unberührtheit des Genoms na-
türlicher Arten zu moralisieren und genetische Ma-
nipulationen schon per se als moralisch unerlaubte
Akte zu verwerfen. Mit dieser Möglichkeit hat sich
das TA-Verfahren an verschiedenen Stellen aus-
einander gesetzt.
2.3 Frevel an der Natur? Probleme der Koexistenz
von Gläubigen und Ungläubigen
Ein moralisches Gefühl, dass wir lebenden Organis-
men einen gewissen Respekt schulden und jeden-
falls nicht ebenso bedenkenfrei mit ihnen verfahren
dürfen wie etwa mit Sand oder Metallen, dürfte in
unserer Gesellschaft weit verbreitet sein. In die
Schweizer Verfassung ist 1991, ausgelöst durch eine
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18 Tatsächlich ist ja auch im Bereich der medizinischen
Anwendungen keine Rede mehr davon, dass moralische
Verantwortung einen Technikverzicht gebietet, obwohl
sich hier unbekannte Risiken ebenso wenig mit Sicherheit
ausschließen lassen wie bei landwirtschaftlichen Anwen-
dungen. Der eigentlich Stachel der Moral liegt darin, dass
sie abwägungsfest ist. Wenn man (ganz im Sinne der uti-
litaristischen Ethiktheorie) viele Stufen der Abwägung
durchlaufen muss, um zu ermitteln, was im konkreten Fall
moralisch geboten ist, dann gilt das Ergebnis zwar mora-
lisch, d.h. es steht nicht mehr zur Disposition, aber es hat
das Signum des Unbedingten und Kategorischen weit-
gehend eingebüßt.
19 Nach diesem Muster wurde im TA-Verfahren über-
haupt mit Wertkonflikten verfahren. Auch biologische
Vielfalt, Natürlichkeit der Nahrungsmittel oder bäuerliche
Struktur der Landwirtschaft wurden von allen Verfahrens-
beteiligten als Werte anerkannt – und insofern im Grund-
satz außer Streit gestellt. Gestritten wurde über abgeleitete
Probleme: Ausgleich mit konkurrierenden Werten, Kom-
pensation etc. Man kann diesen Konsens als Indikator da-
für ansehen, dass die Gesellschaft auch jenseits der Min-
deststandards der Moral der Menschenrechte durch
gemeinsame Werte integriert ist. Im TA-Verfahren hat der
Konsens einen gemeinsamen Wertungshintergrund auf-
gespannt, der normative Konflikte auf Bereiche be-
schränkt hat, in denen die Werte „abwägungsanfällig“
sind.
Volksinitiative, ein Passus aufgenommen worden,
der die „Würde der Kreatur“ anerkennt.20 Aber
wie weit reicht die Würde der Kreatur? Dass höhere
Tiere, die subjektähnlich und wie Menschen lei-
densfähig sind, nicht beliebig instrumentalisiert
werden dürfen, ist ein Gebot der von allen akzep-
tierten Moral. Aber kommt auch niederen Tieren,
Pflanzen oder gar Mikroben eine Würde zu? Und
was ist mit der Konstruktion neuer Lebewesen?
Sind transgene Tiere ein moralisches Problem?
Auch dann, wenn diese Tiere nicht leiden, sondern
im Gegenteil besser versorgt werden und länger le-
ben als ihre nicht-manipulierten Artgenossen?21 Ist
die Natürlichkeit der Lebensformen ein moralisches
Schutzgut? Sind Patente auf Leben unsittlich? Bei
all diesen Fragen ist schnell der Punkt erreicht, an
dem der Konsens endet. Das heißt nicht, dass hier
auch die moralischen Überzeugungen enden. Der
Einzelne kann weitergehende, starke moralische
Ansprüche erheben. Aber das tut er dann gewisser-
maßen auf eigene Rechnung – ohne Deckung durch
den moralischen common sense der anderen. Die
Gesellschaft zerfällt moralisch in Gläubige und Un-
gläubige.
Die Konfrontation von Glaubensbekenntnissen ist
sicher besonders geeignet, moralischen Streit zu
fundamentalisieren und ihm Schärfe und Unerbitt-
lichkeit zu verleihen. Im Diskurs des TA-Verfahrens
sind die Divergenzen des moralischen Urteils sicht-
bar geworden, aber die Konfrontation von Be-
kenntnissen ist ausgeblieben. Die Beteiligten haben
nur selten und dann eher vorsichtig von einer Mo-
ralisierung der Natur Gebrauch gemacht, die höhe-
re Ansprüche stellt als der moralische common sen-
se. Und bei Widerspruch sind sie ausgewichen, in
aller Regel auf Risikoargumente.
So wurden verschiedentlich die durch Gentechnik
verursachten Veränderungen in der Natur schon
per se als Schaden behandelt, etwa dass Transgene
aus Kulturpflanzen in Bodenbakterien gelangen
oder Verschiebungen bei Unkrautpopulationen aus-
lösen könnten. Das löste Nachfragen aus:
Pflanzenphysiologe2 [Wissenschaft]: „Wären Sie
denn auch dagegen, dass sich Unkrautpopulationen
verändern? . . . Ich habe immer so ein bisschen den
Eindruck, wenn sie dann da opponieren gegen die-
sen Eingriff, und Sie deuten das auch schon an in
Ihrer Ethik, als ob es Sie stört, dass wir als Men-
schen in das ökologische Gefüge der Pflanzenwelt
eingreifen. Das dürfte Ihnen bekannt sein, dass der
Mensch das nicht [vermeiden kann].“ (K2/2- 3338)
Die Reaktion war ein Rückzug:
Gegenexperte4: „Es ist natürlich klar, dass [wir] . . .
letztendlich dadurch, dass wir aufs Gras treten, ir-
gendwo gewisse Eingriffe machen. Es geht mir
nicht darum, ein statisches, konservierendes öko-
logisches Bild . . . zu halten, sondern . . . dass ich da
gewisse Unterschiede sehe zwischen den verschiede-
nen Verfahren der konventionellen Züchtung bis
hin zur Gentechnik.“ (K2/2-3351)
Die Äußerung führte zurück zur Risikodiskussion.
Die Unterschiede, die hier gesehen wurden, bezogen
sich auf ökologische Risiken, die jeweils mit der
Gentechnik oder der konventioneller Züchtung ver-
bunden wurden.
An anderer Stelle wurde die mögliche Verbreitung
von Genen aus transgenen Pflanzen auf andere Ar-
ten (durch sogenannten horizontalen Gentransfer)
als genetic pollution gewertet. Diese Wertung setzt
voraus, dass man die Unberührtheit des natürlichen
Genoms anderer Arten als ein zu schützendes Gut
definiert. Auf die Frage aber, worin denn eigentlich
der Schaden bestehe:
Pflanzenphysiologe2 [Wissenschaft]: „Was ist so
schlimm an horizontalem Gentransfer? Dass Gene
in eine andere Pflanze kommen, passiert in der Na-
tur auch.“ (K3-3883)
erfolgte nur eine Art semantisches Manöver:
Ökologe2 [Behörden]: „Es gibt einen Eintrag in die
Umwelt durch menschliche Aktivität – das ist pol-
lution. Die Folgen werden wir irgendwann mer-
ken.“ (K3-3888)
In dieser Reaktion wird darauf verzichtet, mit dem
Ausdruck ‚pollution‘ noch eine negative Wertung
zu transportieren. Das ist auch konsequent, denn
der Mensch verändert die natürliche Umwelt, in-
dem er in ihr lebt. Will man nicht menschliches Le-
ben überhaupt als ökologischen Schaden einstufen,
darf man nicht schon im Eintrag in die Umwelt ei-
nen Schaden sehen. Damit aber verschiebt man die
Feststellung eines Schadens doch wieder vom Ein-
griff in die Natur zu den Folgen des Eingriffs.22
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20 Art. 24novies, Absatz 3: „Der Bund erlässt Vorschriften
für den Umgang mit Keim- und Erbgut von Tieren, Pflan-
zen und anderen Organismen. Er trägt dabei der Würde
der Kreatur sowie der Sicherheit von Mensch, Tier und
Umwelt Rechnung und schützt die genetische Vielfalt der
Tier- und Pflanzenarten.“
21 Vgl. die Diskussion um den transgenen Bullen ‚Her-
man‘ in den Niederlanden, Korthals/Theune 1998.
22 Die Bezeichnung ‚genetic pollution‘ wurde denn auch
im TA-Verfahren als ein Missbrauch von Wörtern kriti-
siert (Ökologe1 [Wissenschaft] K3-4050). Natürlich bleibt
es unbenommen, spezifische Einträge in die Umwelt schon
Der klarste Versuch, radikale naturethische Ein-
wände in das TA-Verfahren einzuführen, war die
Vergabe eines Gutachtens über „Ethische Aspekte
der gentechnischen Veränderung von Pflanzen“ an
einen prominenten Vertreter ökologischer Ethik
(Altner 1994). Damit kam eine Moral ins Spiel, die
der gegenseitigen Bedingtheit von Mensch und Na-
tur Rechnung trägt:
„Der Mensch kann die Natur nur dann angemessen
nutzen, wenn er ihr entspricht, wenn er über das
Objektsein der Natur hinaus ihr tieferes Bedingt-
sein als Mitgeschöpf achtet und in der Wahrneh-
mung ihrer Eigenbedürfnisse und Absichten ernst
nimmt.“ (Altner 1994,4)
Aber im Plädoyer für diese Moral war viel philoso-
phische Analyse und nur wenig moralisches Be-
kenntnis. Der Verfasser diskutierte (was seinem
Auftrag entsprach) mögliche Begründungen für eine
Ethik des Respekts vor der Natur. Dafür musste er
diese Ethik gar nicht als eigene moralische Überzeu-
gung geltend machen. Er konnte sie auch als Zitat
fremder Überzeugungen einführen, beispielsweise
als Albert Schweitzers Ethik der Ehrfurcht vor al-
lem Leben oder als Forderung des Reformierten
Weltbundes nach Anerkennung des Eigenrechts der
Natur auf Erhaltung und Entfaltung (17/35). Auf
diese Weise wurde reflexive Distanz zum mora-
lischen Engagement hergestellt. Das entspricht ganz
sicher dem Stil und der Rolle eines Gutachtens. Es
entspricht aber auch den Erwartungen eines diskur-
siven Verfahrens; in diesem ist Gutachtenstil obliga-
torisch.
Dementsprechend konzentrierten sich die Beteilig-
ten in unserem TA-Verfahren darauf, die Ansprüche
der Naturethik zu verstehen und die Gründe zu dis-
kutieren, die dafür in Anschlag gebracht werden.
Dabei blieb (zunächst jedenfalls) ausgeklammert –
und eigentlich auch ohne Belang – ob die Beteilig-
ten selbst sich durch diese Ansprüche innerlich ver-
pflichtet fühlten. Die moralischen Ansprüche wur-
den hypothetisch gesetzt, und eigene Ansprüche
wurden ebenso wie fremde – und insoweit auch als
fremde behandelt. Diese Vorgehensweise weicht
moralischer Konfrontation aus. Wer moralischen
Kampf sucht, wird nämlich umgekehrt verfahren:
Er wird die eigene Überzeugung betonen, also das
Faktum seines moralischen Verpflichtungsgefühls
in den Vordergrund stellen und den Gründen, die er
hat, kategorische Geltung zuschreiben, sie aber
nicht zur Diskussion – und zur Problematisierung –
freigeben.
Begründungen im Diskurs sind offenbar nicht das-
selbe wie Gründe individueller Überzeugungssicher-
heit. Glaube, Gefühl, Erleuchtung können ausrei-
chen, sich der eigenen Überzeugungen zu
vergewissern, ihnen insoweit „Grund“ zu geben.
Ob sie in der Interaktion des Diskurses die Geltung
dieser Überzeugung begründen können, steht auf ei-
nem anderen Blatt. Im Diskurs erwarten die Betei-
ligten, dass zumindest der Versuch gemacht wird,
Geltungsüberzeugungen auf allgemein verbindliche
Quellen der Gewissheit zurückzuführen. Nicht,
was für mich gilt, sondern, was für alle gilt, taugt
zur Begründung. Und der Anruf Gottes versagt,
wenn es in der Gesellschaft die Gemeinsamkeit des
Glaubens nicht mehr gibt.23 Der Gutachter trug
den Anforderungen diskursiver Begründung Rech-
nung. Er stützte das moralische Gebot des Respekts
vor allem Leben auf ein über die objektive Wissen-
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als solche abzulehnen, ohne dabei auf die Folgen abzustel-
len – etwa aus Gründen des Naturschutzes oder zur Risi-
kominimierung nach dem Vorsorgeprinzip oder zur Be-
wirtschaftung des privaten Zugriffs auf knappe
Naturgüter. Ob man unter diesen Gesichtspunkten trans-
gene Pflanzen ausschließen sollte, war ebenfalls Thema
des TA-Verfahrens. Die zentrale Frage war dabei, ob man
eine unterschiedliche Regulierung für transgene Pflanzen
und für neue konventionell gezüchtete Pflanzen rechtfer-
tigen kann. Nicht um Schäden an der Natur, sondern um
die Verletzung möglicher Rechte anderer Landwirte geht
es schließlich bei der Frage, ob die Weiterverbreitung von
Transgenen auf andere (nicht-transgene) Kulturpflanzen
im Anbaugebiet geregelt werden soll. Nach der Neufas-
sung der EU-Richtlinie 90/220 sind hier Grenzwerte vor-
gesehen.
23 Philosophisch wird man vielleicht nicht sagen können,
dass allgemein verbindliche Geltungsgründe „wahrer“ sind
als bloß individuelle. Wenn das Ideal einer Letztbegrün-
dung illusorisch ist, sind in einem absoluten Sinne alle
Gründe „grundlos“. Aus evolutionstheoretischer Sicht
aber kann man zumindest die Frage aufwerfen, ob Be-
gründungsformen, die sich allgemein durchsetzen, „Über-
lebenswert“ haben, also anthropologischen oder sozialen
Funktionsimperativen entspringen. Im Übrigen sind all-
gemein verbindliche Gründe auch dann überlegen, wenn
Allgemeinverbindlichkeit rein soziologisch als faktische
kollektive Geltung in der gegenwärtigen Kultur definiert
wird. Wenn man sich auf den Boden solcher Gründe stel-
len kann, hat man gute Aussichten, dass die eigenen Gel-
tungsansprüche von anderen übernommen, also tatsäch-
lich durchgesetzt werden. In diesem Sinne gilt, dass man
für moralische Normen heute nicht mehr religiös argu-
mentieren kann: „der Gläubige kann, zumindest wenn er
Andersgläubige ernst nimmt, seine moralischen Normen
nicht mehr auf seinen Glauben gründen. Denn das Einhal-
ten von moralischen Normen ist etwas, was wir (so
scheint es jedenfalls) von allen verlangen, und um das zu
können, müssen wir auch erwarten, dass sie für alle ein-
sichtig zu machen sind“ (Tugendhat 1994: 13).
schaft hinausreichendes Verstehen der Natur, in
dem „der Mensch sich als Teil der Natur, aber die
Natur gleichzeitig auch als Partner erkennt“
(K3/3-689). Dieses Verstehen, so sein Anspruch, sei
nicht die esoterische Erfahrung einiger Eingeweih-
ter oder Erleuchteter, sondern eine allen Menschen
zugängliche Wahrnehmung des „ausstrahlenden
Subjektseins der Natur“ (K3/3-1241), die Lebewe-
sen als Mitkreaturen und als Mitlebewelt erfahrbar
mache (K3/3-770/956). Damit wurde an eine kol-
lektive, allen Menschen gemeinsame, moralische
Intuition appelliert, und nur diese wurde als be-
gründend verstanden.24
Der Appell war allerdings im TA-Verfahren nur
zum Teil erfolgreich. Dem abstrakten Prinzip, dass
wir auch nicht-menschlichem Leben moralischen
Respekt schulden, wollte niemand widersprechen.
Man hatte das sinnfällige Beispiel des Tierschutzes
vor Augen. Gegen die Ausdehnung dieses Respekts
auf Pflanzen und die Ableitung konkreter Ein-
schränkungen für die Techniken der Pflanzenzüch-
tung aber hagelte es Einsprüche. Spätestens mit der
Forderung des Gutachters, die physiologische Stabi-
lität der Pflanze, das arttypische Genom und die In-
tegrität der Art als moralische Eigenwerte der
Pflanze anzuerkennen, die durch Techniken der
Züchtung nicht ohne besondere Rechtfertigung ver-
letzt werden dürften, war der Boden des mora-
lischen common sense verlassen. Nicht nur die Ver-
fechter der Gentechnik, auch ausgesprochene
Kritiker signalisierten ihr Unverständnis:
Gentechnologe4 [Industrie]: „Kulturpflanzen als
solche stellen ja dann, nach Ihrer Definition, eigent-
lich schon ein ethisches Problem dar, denn die
Mehrzahl aller Kulturpflanzen ist ja überhaupt
nicht mehr überlebensfähig. Es sind Krüppel, die,
allein gelassen, aussterben würden.“ (K3/3-1553)
Gentechnologe2 [Industrie]: „Der ganze Berufs-
stand wäre arbeitslos: die Gärtner, wenn wir wirk-
lich uns an diesem hohen Anspruch messen wür-
den.“ (K3/3-971)
Gegenexperte3: „Ich denke Konsens besteht darin,
dass eine ethische Verpflichtung zu sehr sorgfälti-
gem Umgang mit der natürlichen Welt . . . aber
wenn dann eingegangen wird auf die Pflanzen, und
gerade bei der HR-Technik die Art der Pflanzen der
Persönlichkeit des Menschen sozusagen äquivalent
gestellt wird und dann argumentiert wird, dass
eben die Pflanzenzüchtung mit Hilfe der Gentech-
nik die Integrität der Art berührt, dann kann ich
das so nicht nachvollziehen. Die Art bleibt erstens
erhalten . . . es wird nur eine neue Sorte eventuell
hinzugefügt . . . zum zweiten noch, die physiologi-
sche Stabilität wird bei der Züchtung in Schritten
immer wieder beeinträchtigt; auch dieses Argument
kann ich nicht nachvollziehen.“ (K3/3-1527)
Offenbar gibt es bei Pflanzen kein allgemein plausi-
bles Gebot der Unantastbarkeit.
Gentechnologe5 [Wissenschaft]:„Wo sind jetzt die
Grenzen, [die] Sie bei der Integrität des Ihnen ge-
genüberstehenden Organismus unbedingt respek-
tieren müssten?“ (K3/3-804)
Die Antwort des Gutachters ist auf bezeichnende
Weise defensiv:
„. . . sagen, dass in der Tat die Ermittlung dessen,
was unverletzlicher Kern an den Pflanzen sein soll-
te, sich nicht so einfach herausschälen lässt wie
beim Menschen. Auf der anderen Seite habe ich am
Ende dann doch gesagt, es gibt eine Reihe von Kri-
terien, die einen anleiten sollen, vorsichtig vorzuge-
hen. Und da sage ich, es ist die artliche Repräsen-
tanz der Pflanzen, es ist das genetische Kontinuum,
das Arten in der Evolutionsgeschichte darstellen, in
das ich nicht so eingreifen sollte, dass erstens Arten
verschwinden oder in ihrem Gleichgewicht gekippt
werden oder dass ökosystemare Risiken entstehen.
Also dieses Geflecht von Argumenten tritt an die
Stelle dessen, was wir im Blick auf den Menschen
spontan als die Personalität des Menschen bezeich-
nen würden, die wir zu respektieren haben.“
(K3/3-824)
Bezeichnend ist die Antwort, weil sie zeigt, dass der
Gutachter im Diskurs nicht die moralischen Diffe-
renzen, also die Besonderheit und den Überschuss
einer biozentrischen Ethik herauskehrte, sondern
Anschluss an gemeinsame Wertungen zu halten ver-
suchte und dem offenen Eingeständnis eines mora-
lischen Bruchs auswich. Dafür nahm er sogar in
Kauf, dass er der biozentrischen Ethik gewisserma-
ßen die Spitze abbrach. Zum einen, indem er auf
Artenschutz und ökologische Risikovorsorge ab-
stellte, also auf Schutzgüter, die ganz unabhängig
von der Anerkennung des moralischen Eigenwerts
nicht-menschlichen Lebens in der Gesellschaft ak-
zeptiert sind. Zum anderen, indem er sein ethisches
Plädoyer auf die Anleitung zur Vorsicht herabstuf-
te. An anderer Stelle betonte er, dass es ihm um „ei-
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24 Eben deshalb machte das Gutachten auch nur sehr vor-
sichtigen Gebrauch von nahe liegenden theologischen Be-
gründungen für die moralische Verpflichtung gegenüber
der Natur. Diese wurden zwar zitiert, aber zugleich als
nicht allgemein verbindlich eingeklammert (Altner 1994:
20). Umgekehrt belegt die Tatsache, dass die Rhetorik der
Bewahrung der Schöpfung erhebliche suggestive Kraft
hat, dass religiöse Gewissheiten im Alltagsbewusstsein un-
serer Kultur nicht restlos getilgt sind.
ne sensible Alternative und [einen] die Interessen al-
ler Beteiligten, Mensch und Natur, abwägenden
Steuerungskurs“ gehe (K3/3-305), und in seinem
Schlusswort zur gesamten Diskussion, erwartete er
von der Ethik nur noch „Gesichtspunkte des Vo-
rantastens, der vorsichtigen Ermittlung von Gang-
barem und Verantwortbarem, das offene Feld der
Zukunft zu beschreiten“ (K3/3-1705). Diese For-
mulierungen prozeduralisieren die biozentrische
Ethik. Die anstößigen Inhalte, nämlich die substan-
tiellen Handlungsverbote, werden zurückgestellt;
übrig bleibt der Appell zu mehr Sensibilität, Refle-
xivität und Vorsicht. Mit diesem Appell konnten
sich dann wieder alle Verfahrensbeteiligten identifi-
zieren.25
Keine diskursive Verwicklung in Begründungs-
zwänge garantiert am Ende moralischen Konsens.
Auch im TA-Verfahren landeten die Beteiligten
schließlich bei unvereinbaren moralischen Ansprü-
chen. Die Position des Gutachters, dass Patente auf
Leben an der Subjektivität der Pflanze scheitern,
„denn die Natur wäre so – per Rechtsordnung – ih-
rer Selbstzwecklichkeit grundsätzlich beraubt“
(Altner 1994: 58), dürfte für die meisten Verfah-
rensbeteiligten, wie die häufig verwendete Formel
lautete: nicht nachvollziehbar gewesen sein. Dassel-
be gilt für die Schlussfolgerung, die im Ergebnis Ar-
ten überschreitenden Gentransfer überhaupt mora-
lisch ächtete: Wenn die gentechnische Veränderung
„das arttypische Zusammenspiel der Gene stört . . .
wäre – um der Pflanzen Willen – Einspruch gebo-
ten“ (Altner 1994: 58).26
Solche Moralkollisionen blieben jedoch im Diskurs
harmlos, denn für sie war gewissermaßen vor-
gesorgt – durch den frühzeitigen Appell, einen Plu-
ralismus moralischer Meinungen zu erwarten und
anzuerkennen:
Moderator1: „. . . es gibt existentielle Entscheidun-
gen offenbar, die Menschen unterschiedlich treffen,
und wir müssen dann mit unterschiedlichen Ethi-
ken leben. . . . beim Tierschutz haben wir eine all-
gemein verbindliche, eine generelle [moralische In-
tuition], bei Pflanzen gehen diese Intuitionen
auseinander, und wir müssen uns dann fragen, was
machen wir, wenn Intuitionen auseinander gehen.
Können wir uns dann noch Ethik um die Ohren
hauen?“ (K3/3- 545)
Das läuft auf den Vorschlag hinaus, die Konfronta-
tion über die moralischen Inhalte auf sich beruhen
zu lassen und statt dessen die Frage zu diskutieren,
wie man mit dem Widerspruch unvereinbarer mo-
ralischer Ansprüche umgehen soll. Sobald man sich
auf diesen Themenwechsel einlässt, schafft man au-
tomatisch Distanz zum moralischen Engagement.
Statt sich weiter in moralische Ansprüche zu ver-
stricken, beginnt man über die Verstrickung (eige-
ner und fremder Ansprüche) zu sprechen. Damit
tritt an die Stelle moralischer Kommunikation die
Kommunikation über Moral.
In dieser Meta-Kommunikation geht es um die Le-
gitimität unterschiedlicher Moralen (Plural!): einer
Moral, die der Natur eine eigene unverletzliche
Würde zuerkennt, und einer anderen Moral, die ihr
solche Würde verweigert oder abspricht. Dabei
wurde im Diskurs unterstellt, dass die Legitimität
partikularer Ansprüche nicht ihrerseits etwas Par-
tikulares ist, sondern etwas Allgemeines, dass man
also für den Umgang mit unvereinbaren mora-
lischen Inhalten vereinbarte (sprich: von allen ge-
teilte) Kriterien hat. Legitime Sondermoral muss
den Minimalbedingungen des moralischen common
sense genügen, insbesondere dem Gebot des Nicht
schaden! Und sie muss die Individualisierung – oder
Privatisierung – ihrer Geltungsansprüche hinneh-
men:
Moderator1: „Wenn ich Zeuge Jehovas bin, ver-
pflichtet es mich, dass ich niemals eine Bluttrans-
fusion zulasse. Ich würde sogar mein Kind sterben
lassen, wenn es die Gesellschaft erlauben würde –
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25 Eine vergleichbare Prozeduralisierung findet statt,
wenn moralische Fragen nur noch als Fragen aufgeworfen
werden, ohne dass der Versuch gemacht wird, sie auch zu
beantworten. Gegenexperte3: „Wir müssten uns fragen
vom ethischen Standpunkt aus: Können wir die evolutio-
näre Dynamik – haben wir das Recht, die noch anzuhei-
zen als Menschen oder haben wir es nicht. Also wir tun's,
aber die Frage ist: Dürfen wir es?“ (K2/1-3298). Die Frage
ist nicht mehr als eine Aufforderung, darüber nachzuden-
ken. Darüber wird man sich einigen. Solange man es beim
Fragen belässt, spart man den moralischen Konflikt aus,
der sich absehbar an den Antworten entzünden würde. Im
TA-Verfahren blieb es zu diesem Punkt beim Fragen, vgl.
van den Daele et al. 1996, 249 ff.
26 Für Schweizer/Saladin (1996, Nr. 118 zu Art. 24novies)
sind transgene herbizidresistente Pflanzen ein nicht hin-
nehmbarer Verstoß gegen die ‚Würde der Kreatur‘. Zur
Begründung führen sie zunächst aus, dass gentechnische
Eingriffe bei Tieren nur bei wichtigen medizinischen The-
rapiezielen zulässig sein sollten und jedenfalls nicht rein
wirtschaftlich gerechtfertigt werden können. „Gentech-
nische Veränderungen von Pflanzen sind ebenfalls einer
derartigen Abwägung zu unterwerfen; hierbei wird etwa
das Ziel der Herbizidresistenz zur Legitimierung des Ein-
griffs nicht ausreichen, wenn damit einseitig industriell-
ökonomische Interessen verfolgt werden“. Der Schweizer
Gesetzgeber hat diese Konsequenz allerdings nicht gezo-
gen.
weil ich die Bluttransfusion untersage. Die Gesell-
schaft erlaubt es nicht, das heißt: uns verpflichtet es
nicht, das einzelne Individuum verpflichtet es . . .
die biozentrischen Elemente sind etwas, an denen
haben wir unterschiedliche Verpflichtungsgefühle –
aber vielleicht gemeinsame Interessen. Und die ge-
meinsamen Interessen müssen wir politisch aushan-
deln. Die unterschiedlichen Verpflichtungsgefühle –
wenn sie unterschiedlich sind – die müssen wir als
existentielle individuelle Entscheidung haben. Und
wir dürfen verlangen, dass andere Leute unsere
Entscheidung respektieren. Aber wir dürfen nicht
verlangen, dass unsere individuelle Entscheidung
verpflichtend wird für andere.“ (K3/3-1395)
Diese Äußerung reflektiert die Lösung, die in mo-
dernen liberalen Gesellschaften für unauflösbare
Überzeugungskonflikte angeboten wird: Pluralis-
mus, das ist die Verbindung von Meinungsfreiheit
und Toleranzgebot. Diese Lösung ist im Diskurs
des TA-Verfahrens nicht als Ergebnis einer wirk-
lichen Konfrontation unvereinbarer Moralansprü-
che erreicht worden. Sie ist vom Moderator jeder
möglichen Konfrontation vorangestellt worden.
Die Berufung auf Pluralismus war Teil der ver-
fahrensmäßigen Inszenierung des Diskurses über
Moral. Sie hatte zweifellos auch Beschwörungscha-
rakter. Die Verfahrensbeteiligten sollten davon ab-
gehalten werden, den Diskurs im bloßen Austausch
unvereinbarer Positionen stranden zu lassen. Zu-
gleich wurde signalisiert, dass, wer mit gesin-
nungsethischem Rigorismus auf partikularer Moral
besteht, damit rechnen muss, dass seine Überzeu-
gungen als legitime Privatsache akzeptiert – und
verharmlost – werden. Die Beschwörung hat im
TA-Verfahren funktioniert. Die Beteiligten haben
die Aufforderung zum Pluralismus widerspruchslos
hingenommen. Sie haben sich bemüht, den Rekurs
auf moralische Ansprüche, die nur partikulare An-
erkennung genießen und also nicht auf gesellschaft-
lichen Konsens zählen können, so lange wie mög-
lich hinauszuschieben. Das kann man auch als
Versuch lesen, der Verharmlosung des moralischen
Arguments, das in der Zuordnung zum Pluralismus
der Meinungen liegt, möglichst lange zu entgehen.
3. Diskursive Verfahren
und soziale Integration
Unsere Fallanalyse zeigt: Die Interaktion im diskur-
siven Verfahren bleibt unberührt von der Heftigkeit
moralischer Konfrontation, die in der öffentlichen
Auseinandersetzung über die Gentechnik so häufig
aufbricht. Das ist erklärungsbedürftig. Eigentlich
müssten diskursive Verfahren Moralisierung ebenso
freisetzen können wie massenmediale oder politi-
sche Diskurse, denn sie eröffnen wie diese diffuse
Kommunikationsräume, in denen die zugelassenen
Themen nicht (wie etwa im Rechts- oder Wissen-
schaftssystem) schon von vornherein funktionsspe-
zifisch gefiltert sind, vielmehr kann jeder und jede
alles zur Sprache bringen. Aber es gibt, wie wir ge-
sehen haben, eine Reihe von Mechanismen, die im
Diskurs des Verfahrens die Dynamik des Moralisie-
rens begrenzen. Die Einbindung in den Diskurs be-
wirkt die „Einhegung“ des moralischen Konflikts;
sie zwingt Überzeugungsgegner zwar nicht zum
Konsens, aber zum Frieden.27 Die Diskursleistun-
gen betreffen sowohl die Formen als auch die Inhal-
te moralischer Kommunikation.
3.1 Die Herstellung von Argumentationsintegrität
In diskursiven Verfahren wahren die Beteiligten
durchweg „diskursiven Takt“, sie tendieren zu ei-
nem sachlichen Kommunikationsstil und verzichten
weitgehend auf persönliche Angriffe und auf die
Verletzungen des Gegners durch moralische Diskre-
ditierung. Der interessante Befund ist nicht, dass
solcher Takt normativ erwartet wird, wenn man
sich auf ein diskursives Verfahren einlässt, sondern
dass es unter den Randbedingungen des Verfahrens
wahrscheinlich wird, dass die Erwartung auch er-
füllt wird. Diskursive Verfahren sind ‚basisdemo-
kratisch‘, die Beteiligten operieren unter Regeln,
die sie selbst setzen und kontrollieren, sie verfügen
über die Agenda, sie haben exit-Optionen. Das
neutralisiert oder verhindert Machtdifferenzen,
Informationsmonopole und privilegierte Positionen
der Prozesssteuerung und beseitigt so Quellen der
Erregung und Verdächtigung, die ansonsten die
Auseinandersetzung anheizen. In diskursiven Ver-
fahren wird unter Anwesenden kommuniziert, das
verringert den Anreiz für die üblichen rhetorischen
Tricks, Einseitigkeiten und Zuspitzungen, mit de-
nen im massenmedialen Diskurs versucht wird, die
Aufmerksamkeit oder Zustimmung eines unbe-
stimmten Publikums zu mobilisieren. Alle Sprecher
stehen unter der Dauerbeobachtung und Dauerkon-
trolle der übrigen Verfahrensbeteiligten. Sie müssen
damit rechnen, dass Normverletzungen, sowohl kog-
nitiver als auch interaktiver Normen (falsche, un-
vollständige Argumente, unsachliche Polemiken
etc.) umgehend thematisiert und zurückgewiesen
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27 Die „Einhegung“ von Konflikten ist für Simmel (1968)
notwendige, aber auch hinreichende Bedingung der sozia-
len Integration; vgl. auch Hirschmann 1994.
werden. Wenn das Verfahren angemessen zusam-
mengesetzt ist und ein breites Spektrum von Posi-
tionen repräsentiert, lassen sich solche Reaktionen
nicht nach dem Freund-Feind-Schema als Lagerbil-
dung abtun. Denn die Sprecher treffen nicht nur
auf ihre notorischen „Gegner“, sondern immer
auch auf Beteiligte, die in Bezug auf den jeweiligen
Streitgegenstand als neutral gelten können. Die Ver-
fahrensöffentlichkeit fungiert insoweit wie eine un-
abhängige dritte Instanz (vgl. Döbert 1996).
Es sind die situativen Bedingungen der Interaktion,
die in diskursiven Verfahren die Dynamik des Mo-
ralisierens bremsen und eine Eskalation von (nega-
tiver) Achtungskommunikation, die im Alltag auch
unter Anwesenden durchaus vorkommt (Berg-
mann/Luckmann 1999), unwahrscheinlich machen.
Standards der Diskursivität (Rationalität, Fairness,
Kooperativität) fungieren als eine Metamoral, die
den Gebrauch von Moral kanalisiert.28 Die Verfah-
ren stellen als soziale Systeme so etwas wie „Argu-
mentationsintegrität“ (Christmann/Sladek/Groeben
1998) her. Man kann sich fragen, ob dies nur dann
gelingt, wenn die Beteiligten als Personen gewisse
günstige Einstellungen, etwa Verständigungsorien-
tierung oder Lernbereitschaft, schon mitbringen
(Renn et al. 1998:59). Soziologisch relevant ist,
dass die Beteiligten, wenn (und solange) sie sich auf
das Verfahren einlassen, durch die Verfahrensbedin-
gungen genötigt werden, sich so zu verhalten, als
ob sie verständigungsorientiert und lernbereit wä-
ren.
3.2 Die politische Entwaffnung des Gewissens
Auf der Inhaltsebene wurde das Konfliktpotenzial
moralischer Ansprüche dadurch abgefangen, dass
im Diskurs des Verfahrens, also gewissermaßen auf
der Mikroebene, die für moderne Gesellschaft typi-
sche Kombination von Konsens und Pluralismus re-
produziert wurde. Die moralischen Rigorismen von
allen anerkannten negativen Pflichten (Nicht Scha-
den!) wurden im TA-Verfahren durch demonstrati-
ven Konsens gewissermaßen unsichtbar gemacht.
In Konflikt geraten konnten danach nur noch Wer-
tungen, die nicht durch die gesamtgesellschaftlich
selbstverständlichen, kategorisch geltenden Nor-
men der Moral gedeckt sind. Soweit bei diesen Wer-
tungen inkompatible moralische Positionen auf-
einander prallten, wurde ihnen im Diskurs durch
Prozeduralisierung der Stachel gezogen. Die Aus-
einandersetzung verlagerte sich von der Frage, wel-
che Position moralisch im Recht ist, zur Frage, wie
verfahren werden soll, wenn in der Gesellschaft in-
kompatible moralische Ansprüche konkurrieren.
Auf dieser Ebene ist dann die Anerkennung eines
moralischen Pluralismus die plausible Konfliktlö-
sung: Wer sich einer Moral verpflichtet fühlt, die
mehr verlangt, als durch gesellschaftlichen Konsens
gedeckt ist, darf Toleranz für sich fordern, muss
aber im Gegenzug darauf verzichten, der eigenen
Moral auch gegenüber denjenigen Geltung ver-
schaffen zu wollen, die sich durch sie nicht gebun-
den fühlen.
Der letzte Punkt ist der entscheidende. Pluralismus
ist das Gegengift zum Krieg der Moral. Der Rigo-
rismus der Moral hat seine fundamentalistische
Sprengkraft schon verloren, wenn man die Legi-
timität unterschiedlicher Moralen zugesteht. Damit
ist der Weg zu einer friedlichen Koexistenz geebnet,
in der der moralische common sense eine für alle
geltende Minimalmoral abdeckt, und alle darüber
hinausgehenden höheren, radikalen oder he-
roischen moralischen Ansprüche nur noch als Impe-
rative der privaten Lebensführung besonderer
Gruppen in der Gesellschaft gelten. Dem Absolutis-
mus des Gewissens wird so zugleich ein sozialer
Raum zugewiesen und eine definitive Grenze gezo-
gen. Man darf auf sein Gewissen pochen als die un-
hintergehbare Instanz, vor der das eigene Handeln
bestehen können muss. Aber man darf sich nicht
unter Berufung auf sein Gewissen zum Gesetzgeber
und Richter des Handelns anderer aufwerfen. Dem
folgen liberale Verfassungen, indem sie die Gewis-
sensfreiheit als Freiheitsrecht ausgestalten, mit dem
man (negativ) staatliche Übergriffe auf die eigene
Person abwehren, nicht aber (positiv) die gewis-
senskonforme Gestaltung der Gesellschaft einkla-
gen kann.29 Die Anerkennung des Pluralismus ist
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28 Im Verfahrensdiskurs wird ebenfalls unnachgiebig mo-
ralisiert, aber eben auf der Metaebene. In Bezug auf Stan-
dards der Rationalität, Fairness und Kooperativität ist die
moralische Ladung in diskursiven Verfahren vermutlich
höher als in anderen Kontexten.
29 Nach Art. 4 Grundgesetz hat der Einzelne das Recht
„sein gesamtes Verhalten an den Lehren seines Glaubens
auszurichten und seiner inneren Überzeugung gemäß zu
leben“ (Bundesverfassungsgericht, Entscheidungen Band
32, 98 [106], Beschluss vom 19.10.1971 – Gesundbeter).
Das geht aber nicht so weit, dass man es aus Gewissens-
gründen ablehnen kann, mit Beiträgen (oder Steuern) die
Abtreibung auf Krankenschein (oder Atomstrom oder
Rüstung) mitfinanzieren zu müssen. Unter Berufung auf
Art. 4 kann der Einzelne „nicht verlangen, dass seine Über-
zeugung zum Maßstab der Gültigkeit genereller Rechts-
normen oder ihrer Anwendung gemacht wird“ (Bundes-
verfassungsgericht, Entscheidungen Band 67, 26 [37],
Beschluss vom 18.04.1984). Daher kann man als Zeuge
die politische Entwaffnung des Gewissens. Die
Stimme des Gewissens hat Vorrang im privaten
Raum; als privilegierte Instanz der Kritik an der
Gesellschaftsordnung kommt sie nicht in Betracht.
Im öffentlichen Raum wird Widerstand des Gewis-
sens systematisch verharmlost: er zählt wie jedes
andere Signal politischer Opposition.30
3.3 Ist Toleranz eine Leistung oder eine Bedingung
des Diskurses?
Im Diskurs des TA-Verfahrens relativierte der Ver-
weis auf Pluralismus die argumentativ nicht auflös-
baren Differenzen über die moralische Bewertung
gentechnischer Manipulationen an Pflanzen. Aber
ist solche Relativierung tatsächlich eine Diskursleis-
tung? Wird die moralische Toleranz, die mit der
Anerkennung des Pluralismus einhergeht, durch
den Diskurs erzeugt? Oder muss sie schon voraus-
gesetzt werden, damit der Diskurs in Gang kommt
und weitergeführt wird?
Der Diskurs erzwingt, indem er die Parteien eines
moralischen Streits in Begründungen verwickelt,
Perspektivenübernahme und reflexive Distanz.
Selbst wenn man die Gründe der anderen nicht
teilt, muss man sie zur Kenntnis nehmen – und
zwar als moralische Gründe, d.h. als Gründe, die
aus der Sicht der anderen, für alle einsehbar und
verpflichtend sein sollten. Der Diskurs versetzt, so-
lange er währt, die Streitenden in eine hypotheti-
sche Beziehung zu ihren eigenen Positionen. Diese
müssen gedanklich zwischen verschiedenen Mög-
lichkeiten hin und her gehen. Damit begeben sie
sich – unabhängig davon, ob es tatsächlich zu ei-
nem Konsens kommt – zumindest auf den Weg zu
einem gemeinsamen „Überlegungsgleichgewicht“
(Rawls 1979: 38,69). In diesem Sinne sind Diskurse
Mechanismen der Entfundamentalisierung, sie las-
sen nicht zu, dass die Streitparteien selbstgenügsam
in ihren Überzeugungen hängen bleiben, ohne nach
links oder rechts zu schauen.31
Die Crux ist, dass ein wirklicher Fundamentalist
sich vielleicht nicht damit abfinden wird, dass Über-
zeugungen, denen er sich strikt verpflichtet fühlt,
im Diskurs zu legitimer Sondermoral und zur Pri-
vatsache heruntergestuft werden. Denn das bedeu-
tet ja zugleich, dass er die Möglichkeit einer ande-
ren Moral einräumt, die der seinen entgegensteht,
aber gleichermaßen legitim ist. Diese Toleranz ist
aus der Sicht des Moralisten eine schwer erträgliche
Zumutung. Denn mit dem Verzicht auf die All-
gemeinverbindlichkeit seiner Moral stellt er eigent-
lich die Geltung seiner Moral zur Disposition.32 Es
mag zutreffen, dass man im Diskurs keine andere
Wahl hat, weil Gleiche Gewissensfreiheit für alle!
die einzige Regel ist, die man bei moralischem Streit
durch Übereinkunft in Kraft setzen kann (Rawls
1979: 236). Tatsächlich mögen Diskurse in moder-
nen Gesellschaften am Ende immer die „Sprache
der Individualrechte“ (Walzer 1993: 169) sprechen.
Genau das wird jedoch den entschlossenen Fun-
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Jehovas aus religiösen Gründen zwar eine medizinisch in-
dizierte Bluttransfusion für sich selbst, aber nicht für seine
Kinder ablehnen (Oberlandesgericht Hamm, Neue Juristi-
sche Wochenschrift 1968: 212–215): „Um des Schutzes
derer Willen, die auf diese Ordnung vertrauen, kann das
Recht seine Geltung nicht von der Gewissensbilligung des
Einzelnen abhängig machen“ (214). Anerkannt aber hat
das Bundesarbeitsgericht den Gewissenskonflikt eines Ar-
beitnehmers, der rüstungsrelevante Aufgaben übernehmen
sollte, mit denen er bei Vertragsschluss nicht zu rechnen
brauchte. Der Arbeitgeber hat in diesem Fall nicht das
Recht, wegen Arbeitsverweigerung zu kündigen, wenn
ihm die anderweitige Beschäftigung des Arbeitsnehmers
zumutbar ist (Neue Juristische Wochenschrift 1990:
203–206, Urteil vom 24.05.1989).
30 Kritisch dazu Martinsen in ihrem Entwurf zu einer „Po-
litologie des Gewissens“ (1999).
31 Der Diskurs ist ein Mechanismus der ‚Dezentrierung‘
im Sinne von Piaget, der die Beteiligten zwingt, die eigene
Position im Lichte der abweichenden Positionen anderer
zu betrachten – was eine integrative Beurteilung („Interna-
lisierung von Negationen“) zumindest möglich macht (da-
zu Döbert 1996). Der Möglichkeit von Dezentrierung
muss man auch dann Rechnung tragen, wenn man unter-
stellt, dass Überzeugungen (Weltbilder, Naturkonzepte,
Moralvorstellungen) sozialstrukturell, etwa durch Grup-
penzugehörigkeit determiniert sind. Die cultural theory,
die einen solchen Determinismus zu konstruieren ver-
sucht, hat sich bezeichnenderweise genötigt gesehen, die
Kategorie des „hermit“ einzuführen, der zwischen oder
über den abgeleiteten Kulturtypen steht und Distanz zu
ihnen bewahren kann; vgl. Ellis/Thompson/Wildavsky
1990: 31: „the hermit leaves the social map“. Der Diskurs
ist eine soziale Konstellation, durch die Beteiligte in die
Rolle von hermits versetzt werden. Ob sie die Dezentrie-
rung ihrer Positionen innerlich nachvollziehen, also als In-
dividuen tatsächlich reflexiv lernen, kann dahingestellt
bleiben. Die Logik des Verfahrens schreibt ihnen Perspek-
tivenübernahme zu und erzwingt ein Verhalten, das mit
den Normen reflexiver Distanz zumindest in Einklang
steht. Die Beteiligten vollziehen Konsensfiktionen – solan-
ge sie am Diskurs teilnehmen.
32 Er muss hinnehmen, dass seine persönlichen Überzeu-
gungen von anderen nur noch als Glaube registriert (und
respektiert) werden, nicht mehr als Moral. Der Liberalis-
mus bietet etwas an, „auf das alle Menschen eingehen
könnten, ohne ihren Glauben preisgeben zu müssen, wenn
sie nur bereit sind, die Moral nicht auf ihn zu bauen“ (Tu-
gendhat 1997: 118).
damentalisten veranlassen, sich an Diskursen gar
nicht erst zu beteiligen. Warum soll man seine Mo-
ral der Zersetzung durch Diskussion aussetzen,
wenn man die Gründe, auf die man baut, auf jeden
Fall für unwiderlegbar hält. Die bloße Tatsache,
dass diese Gründe offenkundig nicht alle überzeu-
gen, besagt wenig, denn man kann sie ja ebenso gut
dem allgemeinen Verfall der Moral zuschreiben
und darauf setzen, dass die anderen sich schon ir-
gendwann bekehren werden. Der Fundamentalist
ist sich selbst der Beleg dafür, dass die universalisti-
sche Minimalmoral, die nur Gründe anerkennt, die
allgemein überzeugen können, eben ihrerseits nicht
allgemein zu überzeugen vermag. Und er wird das
Gespräch über die Moral um so eher verweigern, je
deutlicher ist, dass schon das Gespräch systema-
tisch zu Relativierungen zwingt und daher auch als
eine Strategie gesehen werden kann, bei der am En-
de immer die Anhänger einer liberalen Minimalmo-
ral ihre Position zur Geltung bringen werden. Zu
sagen, dass Diskurse moralischen Streit entfun-
damentalisieren und die Anerkennung von Pluralis-
mus produzieren, hat daher etwas von begging the
question. Damit es zum Diskurs kommt, muss Plu-
ralismus schon akzeptiert sein. Zumindest muss der
Streit so weit entschärft sein, dass man miteinander
redet und nicht gegeneinander kämpft.
Man hat darauf verwiesen, dass schon das Faktum
des Pluralismus diese Entschärfung befördert. Die
Tatsache, dass es in modernen Gesellschaften ein
Nebeneinander inkompatibler Überzeugungssyste-
me gibt, lässt den Verfechtern einer besonderen
Moral (solange sie in der Minderheit sind) kaum ei-
ne andere Wahl, als für ihre Überzeugung Nischen
der Toleranz und Autonomie privater Lebensfüh-
rung zu reklamieren. Damit akzeptieren sie aber,
egal wie kompromisslos sie der eigenen Moral an-
hängen, zugleich die Relativierung dieser Moral
durch die liberalen Normen der allgemeinen Mo-
ral.33 Jedoch ist diese Akzeptanz nicht notwendi-
gerweise schon der integrierende overlapping con-
sensus, der jenseits des religiösen oder moralischen
Streits moralische Einheit und soziale Integration
dadurch herstellt, dass alle sich zu dem politischen
Konzept von justice as fairness bekennen, „each
from its own perspective“ (Rawls 1993: 134). Das
Bekenntnis zur Toleranz kann opportunistisch sein.
Nichts hindert den Fundamentalisten, gleiche Frei-
heit für alle Überzeugungen zu fordern, solange das
seinen Zielen dient – um genau diese Freiheit abzu-
schaffen, sobald er sich durchgesetzt hat.34 Auch in
modernen Gesellschaften ist keineswegs garantiert,
dass moralische Absolutismen, die nicht in der
Sprache der Menschenrechte formuliert sind, ent-
weder gar nicht mehr auftreten oder doch problem-
los auf die Privatsphäre beschränkt werden können.
Die Privatisierung von Fundamentalismus durch
sectarian retreat (Bruce 1990: 492) mag die Regel
sein. Der Aufbruch oder Ausbruch in den politi-
schen Kreuzzug ist aber jederzeit möglich. Dabei
kann die Minderheit moralischen Protest zu mili-
tanter Aktion nutzen. Die Mehrheit hat größere
Spielräume: Sie kann widerstrebenden Minderhei-
ten die eigene Moral im Wege der Gesetzgebung
überstülpen.35
Argumentationen in diskursiven Verfahren mögen
Motive für Toleranz erzeugen können. Aber es
muss diese Motive auch schon geben, damit die
Verfahren überhaupt in Gang kommen. Die Verfah-
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33 Bruce 1990: 492. Der Versuch des Fundamentalisten
(Traditionalisten), sich in einer Welt liberaler Beliebigkei-
ten Raum für moralischen Absolutismus zu schaffen „en-
det daher leicht so, dass der Traditionalist dem Univer-
salisten vorwirft, gegen seine eigenen liberalen Prinzipien
zu verstoßen, aber sobald er das tut, übernimmt er, wenn
auch halbherzig, eine unserer Prämissen“ (Tugendhat
1997: 117).
34 Toleranz ist dann allenfalls ein prekärer modus vivendi
zwischen den Streitparteien, nicht aber ein moralischer
Konsens. „The test for this is, whether the consensus is
stable with respect to changes in the distribution of power
among the views“ (Rawls 1993: 148).
35 Zweifellos wird Pluralismus am ehesten von Mehrhei-
ten in Frage gestellt, die ihre Moral durchsetzen. Bei
Schweizer/Saladin (1996, Nr. 131 zu Art. 24novies der
Schweizer Bundesverfassung) kann man dazu unter dem
Stichwort Würde der Kreatur Folgendes lesen: „Man kann
sich freilich fragen, ob das ‚Faktum‘ menschlichen Fleisch-
verzehrs genüge zur Rechtfertigung des Tötens von Tieren.
Solange aber die herrschenden Wertvorstellungen und mit
ihnen die Gesetzgebung den Fleischverzehr nicht aus-
schließen, ist jene Rechtfertigung hinzunehmen“. Das ist
eine Einladung an die Vegetarier, guten Gewissens in der
Gesellschaft das Essen von Fleisch per Gesetz zu verbieten,
sollte es ihnen gelingen, dafür eine Mehrheit zu bekom-
men. Deutsche Beispiele für Moralpolitik finden sich im
Bereich der Bioethik, etwa beim Verbot der Keimbahnein-
griffe und beim Embryonenschutz, vgl. van den Daele
1997a, Huster 1997. Moralpolitik leitet Freiheits-
beschränkungen nicht aus dem Schutz wichtiger Rechts-
güter und den Bedingungen gleicher Freiheit für alle ab,
sondern aus der Notwendigkeit, bestimmte moralische In-
halte (substanzielle Tabus) hochzuhalten. Ob solche Ver-
bote in einer durch Individualisierung und Globalisierung
gekennzeichneten Weltgesellschaft stabil sein können, er-
scheint fraglich; vgl. dazu auch van den Daele 1991. Un-
terstützung aber kommt von den kommunitaristischen
Aufrufen, sich auf die substanziellen, die konkrete Ge-
meinschaften prägenden Werte zu besinnen – und diese
auch durchzusetzen.
ren unterstellen Toleranz und operieren auf der
Grundlage dieser Unterstellung. Sie praktizieren
und bestätigen, wo immer sie laufen, die Normen
des Pluralismus. Insoweit sind sie Ritualen ver-
gleichbar, mit denen Gesellschaften durch de-
monstrative Praxis die Geltung ihrer Institutionen
zelebrieren und verstärken. In diesem Sinne ‚be-
schwören‘ solche Diskurse die Lebensform des Plu-
ralismus als unverzichtbare Bedingung der Integra-
tion von Gesellschaften, die in Gruppen mit
unvereinbaren Wertvorstellungen auseinanderfal-
len. Diese Beschwörung mag beträchtliche erziehe-
rische Wirkung entfalten. Aber sie garantiert nicht,
dass der Aufstand des Gewissens definitiv aus-
bleibt. Ein Rückfall in moralischen Kampf, der jede
Deliberation beendet, bleibt möglich. Eine Garantie
dagegen, wird man von keinem Verfahren erwarten
dürfen. Man kann nur bearbeitbare Konflikte bear-
beiten, und muss im Übrigen darauf setzen, dass
unbearbeitbare Konflikte dadurch latent gehalten
werden.36
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Summary: Confrontation and indignation rituals are a regular feature of moral conflicts dealt with in the public arena.
In discursive procedures, however, such rituals rarely find any resonance. An analysis of the communication processes
that went on in a participatory assessment of the technological repercussions of genetically modified plants revealed the
mechanisms that suppress moralistic posturing in a discourse. First, social constraints force the participants to adopt a
professional style of communication that prevents them from battering their opponents with moral disrepute. Second,
moral intransigence is out of place to the extent that the conflicting parties share a moral consensus. What remains in
dispute are often values that are not related to categorical moral claims, but rather to real political options. Third,
whenever truly incompatible moral premises threaten to collide, the discourse shifts to procedural issues, that is, from
questions of morality to questions of how differences in morality are, or ought to be, dealt with. Discourses tend to legi-
timize a plurality of moral beliefs and insist upon tolerance toward dissenting views. For that very reason, it is not to be
expected that moral conflicts characterized by extreme fundamentalism can be integrated effectively in discursive pro-
cedures.
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